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Prozess über Massa- 
ker von Kephalonia 
steht kurz bevor 


DorTMunD. Wie die FR vom 26. Mai 
meldete, sind die Ermittlungsverfahren 
gegen zwei Wehrmachts-Veteranen fast 
abgeschlossen. Im September 1943 er- 
mordeten deutsche Gebirgsjäger auf Ke- 
phalonia mindestens 5000 italienische 
Kriegsgefangene — eines von mehr als 
fünfzig Verbrechen während des Zweiten 
Weltkriegs, die sich der Elitetruppe unter 
dem Edelweiß nachweisen lassen und 
die bis heute ungesühnt sind. Die in den 
60er Jahren „aus Mangel an Beweisen“ 
eingestellten Ermittlungen nahm Ober- 
staatsanwalt Maaß, Leiter der nordrhein- 
westfälischen Zentralstelle zur Verfol- 
gung nationalsozialistischer Gewaltver- 
brechen in Dortmund, vor zweieinhalb 
Jahren wieder auf. 

Jetzt kann Maaß erste Ergebnisse präsen- 
tieren: Die Verfahren gegen zwei Vetera- 
nen aus der Nähe von Augsburg seien ab- 
getrennt und an die zuständige Staatsan- 
waltschaft in München abgegeben wor- 
den, erklärte Maaß gegenüber der FR. 
Ob und wann Anklage erhoben wird, 
müssten nun die bayrischen Kollegen 
entscheiden. Nach Informationen der FR 
geht es um ein Massaker, das Gebirgsjä- 
ger am 24. September 1943 auf einer 
Landzunge der Insel anrichteten: In vier- 
einhalb Stunden wurden dort am „Roten 
Haus“ nach und nach 137 italienische 
Offiziere kaltblütig erschossen und ihre 
Leichen im Meer versenkt. 

Dass sich die Münchner Staatsanwalt- 
schaft mehr als 30 Jahre nach Einstel- 
lung des Verfahrens erneut mit dem Mas- 
saker beschäftigt, ist das Verdienst des 
Arbeitskreises „Angreifbare Traditions- 
pflege“ und der VVN NRW. Auch in die- 
sem Jahr wurden wieder Protestaktionen 
gegen das alljährliche Pfingsttreffen alter 
und junger Gebirgssoldaten im bayri- 
schen Mittenwald organisiert. Wir wer- 
den in der nächsten Ausgabe darüber be- 
richten. Quelle: FR 26.5.2004 - u.b. 
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Das Zuwanderungsgesetz 


ist inhaltlich gescheitert! 


Die politischen Verhandlungen zum 
künftigen Zuwanderungsgesetz sind 
nach rd. drei Jahren beendet. „Politi- 
sche Einigung” meldeten am 25.5. 
2004 gegen 19 Uhr die ersten Nach- 
richtenagenturen. Ein „modernes Zu- 
wanderungsgesetz” verkündete 
Schröder am gleichen Abend und 
irgendwie alle. auf Regierungs- und 
Oppositionsseite bekundeten Erleich- 
terung und Stolz auf „ihren“ Kompro- 
miss. Flüchtlings- und Menschenrechts- 
organisationen in Deutschland sehen 
dagegen schwarz. 


Bereits im April plädierten Pro Asyl und 
der Interkulturelle Rat dafür, die Ver- 
handlungen im Vermittlungsausschuss 
abzubrechen: ein gesellschaftlich not- 
wendiges Reformprojekt sei inhaltlich 
gescheitert. Das zwischenzeitliche Aus- 
scheren von Bündnis 90/Die Grünen 
wurde auch von der Rechtsberaterkonfe- 
renz der mit den Wohlfahrtsverbänden 
und dem UNHCR zusammenarbeitenden 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 
am 10.5.2004 begrüßt. Gleichzeitig wur- 
de vorgeschlagen, dass Elemente eines 
Zuwanderungsrechts und wirkliche Ver- 
besserungen im Flüchtlingsschutz auch 
ohne Zustimmung des Bundesrates be- 
schlossen werden könnten. 

Zunächst aber zum Sachstand aus heu- 
tiger Sicht. Die Regelungen eines künfti- 
gen Zuwanderungsgesetzes sollen nach 


vorliegenden Informationen die nachfol- 
genden Elemente — hier nur grob und in 
Stichworten - enthalten. 

Allerdings ist zu beachten, dass das 
Gesetz auf der Grundlage des „alten“ Zu- 
wanderungsgesetzes erst noch geschrie- 
ben werden muss. 


I. Flüchtlinge 

1. Statusverbesserung für Flüchtlinge 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) durch Erteilung einer befristeten 
Aufenthaltserlaubnis mit Übergangsmög- 
lichkeit zur unbefristeten Niederlas- 
sungserlaubnis nach drei Jahren. Auch 
Asylberechtigte erwartet künftig nach 
drei Jahren eine - weitere - Überprüfung, 
um eine Niederlassungserlaubnis zu er- 
halten. 


2. Statusverbesserung für Flüchtlinge, bei 
denen ein rechtliches Abschiebungshin- 
dernis vorliegt. Hier soll anstelle der bis- 
herigen Duldung eine Aufenthaltserlaub- 
nis im Einzelfall erteilt werden können. 


3. Anerkennung nichtstaatlicher und ge- 

schlechtsspezifischer Verfolgung als 

Asylgrund. 

4. Ermöglichung der Einrichtung von 

Härtefallkommissionen (HFK) auf Län- 

derebene. In NRW gibt es jedoch längst 

eine solche HFK. 

5. Statusverbesserung für bisher gedulde- 

te Bürgerkriegsflüchtlinge im Einzelfall. 
Fortsetzung Seite 10 
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Immer wieder Verden 


VERDEN. Immer dreister treten Neofa- 
schisten im Raum Verden-Achim auf. 
AntifaschistInnen werden bedroht, Infor- 
mationsveranstaltungen über den Neofa- 
schismus überfallen und am 8.Mai - ei- 
gentlich der Tag der Befreiung von Fa- 
schismus und Krieg — führte die NPD/JN 
eine Gedenkfeier für der „Toten Taten- 
ruhm“ durch. 

Dass es sich hierbei nicht um ein „Ju- 
gendproblem“ handelt, zeigt eine Anzei- 
ge in der am rechten Rand angesiedelten 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“. Dort 
ruft ein „Überparteilicher Arbeitskreis“ 
mit Sitz in Achim zu einer „Protestaktion 
gegen Kollektivschuld und Sippenhaf- 
tung“ auf. Der Aufruf wendet sich gegen 
„Sühnezahlungen aus Steuermitteln“ für 
die begangenen NS-Verbrechen und ver- 
weist auf einen angeblichen „Völker- 
mord an Millionen Deutschen“ im Zuge 
einer „archaischen Rachejustiz nach 
Kriegsende“. 

„Schluß mit den endlosen Wiedergut- 
machungszahlungen“ und „Weg mit den 
Vertreibungsgesetzen in den EU-Bei- 
trittsstaaten“ wird da gefordert und „Ge- 
rechtigkeit auch für Sudetendeutsche 
und alle anderen Vertriebenen“. 

Verantwortlich für diese Anzeige 
zeichnet sich Heinrich F.J. Rathjen aus 
Achim, der dort eine Veranstaltungsreihe 
mitorganisiert, bei der auch Referenten 
vom rechten Rand auftreten. Rathjen ge- 
hört auch zu den „kritischen“ Solidari- 
sierern mit dem CDU-Rechtsaußen Mar- 
tin Hohmann. Unter den mehreren Dut- 
zend ErstunterzeichnerInnen von Rath- 
jens Aufruf findet sich die gesamte 
Bandbreite vom Neofaschismus bis hin 
zum rechten Rand der Union. Der wegen 
„Volksverhetzung“ verurteilte Udo Wa- 
lendy, Alt-Burschenschafter Albrecht Je- 
bens, Aktivisten der NPD, der sog. „Re- 
publikaner“ und der DSU in trauter Ein- 
tracht mit Mitgliedern der „Kurt-Schu- 
macher-Stiftung“, des „Vereins Deutsche 
Sprache“, der „Senioren-Union“ und der 
„Union der Vetriebenen“. Und natürlich 
Personen aus der Leserschaft von „Na- 
tion und Europa“, der „Deutschen Natio- 
nalzeitung“, der „Jungen Freiheit“ und 
des deutschtümelnden „Der Eckart“ aus 
Österreich. 

„Weitere Anzeigen in überregionalen 
Presseorganen“ sollen folgen. hma 


SS-Denkmal in Tallinn 


ESTLAND. Ungeachtet der Veurteilung ei- 
ner Glorifizierung der Waffen-SS durch 
die UN-Menschenrechtskommission soll 
noch in diesem Sommer in der estni- 
schen Hauptstadt Tallinn ein Denkmal 
für SS-Soldaten errichtet werden. Auf 
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einer Gedenktafel sollen die Namen der 
16 estnischen Einheiten aufgeführt wer- 
den, die im Verband der Wehrmacht ge- 
gen die Rote Armee kämpften. Angeregt 
wurde der Bau des Denkmals von SS- 
Veteranen aus der „Gesellschaft der 
Kämpfer für die Freiheit Estlands“. 

hma I 


HNG bei der Deutschen 
Bank 


Maınz. Die Frankfurter Postbank hat 
der neofaschistischen „Hilfsorganisation 
für nationale politische Gefangene und 
deren Angehörige e.V.“ (HNG) im April 
ihr Konto aufgekündigt. Inzwischen hat 
die Organisation jedoch wieder ein neues 
Konto. Diesmal bei der Deutschen Bank. 
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Günzel-Fan aus Hövelhof 


HÖöVvELHOF. Das CDU-Mitglied Dr. Hart- 
mut Kluge bietet „Solidaritäts-Postkar- 
ten“ für den im Rahmen des Hohmann- 
Skandals gefeuerten KSK-General Rein- 
hard Günzel an. Neben dem Konterfei 
von Günzel findet sich dort u.a. der Text 
„Über 40 Jahre Deutschland treu gedient. 
Für gefährlichste und höchste Aufgaben 
auserkoren, mutig für die Wahrheit. Da- 
für diffamiert und aus dem Amt gejagt 
von treuloser, feiger, verwirrter Politik.“ 
Weiter heißt es auf der von dem Tierarzt 
erstellten Postkarte: „Deutsche Patrioten. 
General Reinhard Günzel - Martin Hoh- 
mann, MdB - Leo Lennartz, CDU. Soli- 
darität - Rehabilitierung“. hma 3 


Beifall vom rechten Rand 


BERLIN. Ganz aus dem Häuschen ist die 
„Deutsche Volksunion“ (DVU) um den 
„Nationalzeitungs“-Herausgeber Ger- 
hard Frey über die Antrittsrede von Horst 
Köhler. „Es war zweifellos die beste An- 
sprache eines neu gewählten Bundesprä- 
sidenten seit mindestens zwei Jahrzehn- 
en“, schreibt die DVU-Fraktionsvorsit- 
zende im Brandenburger Landtag, Liane 
Hesselbarth. 

Die DVU „begrüßt Horst Köhlers 
Rede im Deutschen Reichstag“ und 
hofft, „daß sie ein Vorbote nationaler 
Normalisierung ist und stellt fest: Bleibt 
der neu gewählte Bundespräsident dieser 
Linie treu, kann man als national gesinn- 
ter Deutscher mit ihm als Staatsober- 
haupt zufrieden sein. Kein Vergleich 
etwa zu Rau, Herzog und von Weizsä- 
cker“. 

Köhler hatte in seiner Dankesrede u.a. 
dazu aufgerufen „uns unserer nationalen 
Identität zu vergewissern“ und „uns un- 
serer kulturellen Wurzeln bewusst zu 


den 
dem Motto: 


sein“, denn: „Nur wer sich elbst achtet, 
‚achtet auch andere.“ _ 


_ Er nannte es „einen der großartigsten 
Momente ı unserer Geschichte“, dass „in 


unserem Vaterland die scheinbar unüber- 


windliche Mauer zum Einsturz gebracht“ 
worden sei. „Nach sechs Jahren im Aus- 


land kehre ich mit einem Gefühl von 


Freude und Dankbarkeit in meine Hei- 
mat zurück. Deutschland hat mir viel ge- 
geben, davon möchte ich etwas zurück- 
geben. Ich liebe unser Land.“ Seine Rede 
beschloss er mit dem Ausruf: „Ich grüße 
alle Landsleute nah und fern, unsere 
Nachbarn in Europa und unsere Freunde 
in der Welt. Gott segne unser Land.“ 
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Hohmann-Freunde beim 
ACP 


NIEDENSTEIN. Die Fritz Schenk-Initiati- 
ve für „kritische Solidarität“ mit dem 
CDU-Rechtsaußen Martin Hohmann for- 
dert in einer ganzseitigen Anzeige in der 
neuesten Ausgabe des Informationsblat- 
tes des „Arbeitskreis Christlicher Publi- 
zisten“ (ACP) ein „Ende des Parteiaus- 
schlußverfahrens gegen Hohmann“. Ge- 
worben wird in dem Blatt um den ACP- 
Vorsitzenden Heinz Matthias, Leser- 
briefschreiber in der „Jungen Freiheit“, 
und Kuratoriumsmitglied Otto von 
Habsburg (CSU und „Paneuropa- 


- Union“) auch für die „Partei Bibeltreuer 


Christen“ (PBC). Berichtet wird auch 
über ein gemeinsames Seminar von ACP 
und der „Kirchlichen Sammlung für Bi- 
bel und Bekenntnis“ in den Parlaments- 
räumen des Münchener Landtags, wo 
u.a. ein Vortrag des bayrischen Innenmi- 
nister Günter Beckstein (CSU) zu hören 
war. 

Interviewpartner der aktuellen Ausga- 
be sind der Bergsteiger Reinhold Mess- 
ner, Prinz Philip von Preußen (ACP) und 
Hans Apel (SPD). Letzterer ist unlängst 
aus der evangelischen Landeskirche in 
Nordelbien ausgetreten, weil dort u.a. 
gemeinsame Projekte mit Muslimen, Fe- 
ministinnen und Homosexuellen durch- 
geführt werden. Apel gehört nun der 
konservativen „Selbständigen Evange- 
lisch-Lutherischen Kirche‘ (SELK) an. 
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Düsseldorfer Rechtsanwalt 
als Redner auf NPD-Kongress 


DüssELDORF. Auf dem seit mehreren 
Monaten angekündigten bundesweiten 
„Freiheitlichen Kongreß“ der NPD vom 
21. bis 23. Mai 2004 ist neben reichlich 
extrem rechter Prominenz auch ein Düs- 
seldorfer Rechtsanwalt als Redner ange- 
kündigt. Referieren soll der 90-jährige 


'Oberkasseler Hajo Herrmann zum The- 


ma „Ein Fliegerleben auf allen Kriegs- 
Der Kongress steht unter 
„Deutschland im Würge ff 


seiner Feinde — Perspektiven des Wider- 
standes“. 

Hajo Herrmann ist alles andere als ein 
Unbekannter in der extremen Rechten. In 
letzter Zeit wird er sogar auffällig oft als 
Redner geladen, um Interviews gebeten 
und von allen Schattierungen der extre- 
men Rechten als „Held“ gefeiert. 

Herrmann war während des National- 
sozialismus Kampf- und Jagdflieger, 
hochdekoriertes Mitglied von Hitlers 
Luftwaffenführungsstab und ein Vertrau- 
ter Hermann Görings. Nach seiner 
Kriegsgefangenschaft studierte er Jura 
und führte dann eine Kanzlei in Düssel- 
dorf. Auch heute ist er noch als Anwalt 
zugelassen, praktiziert aber nur noch sel- 
ten. Herrmann wurde zu einem der wich- 
tigsten Strafverteidiger der Auschwitz- 
leugner, die sich aktuell im „Verein zur 
Rehabilitierung der wegen Bestreitens 
des Holocaust Verfolgten“ sammeln. 
Dass Herrmann mit den so genannten 
Geschichtsrevisionisten sympathisiert, 
gilt in der extremen Rechten als offenes 
Geheimnis. Außerdem wurde bereits 
staatsanwaltschaftlich gegen ihn er- 
mittelt, da er „Das Leid der Opfer im 
Konzentrationslager Auschwitz“ ver- 
höhnt habe, so der Mannheimer Staats- 
anwalt Hans-Heiko Klein im Jahre 1994. 

Doch Herrmann wird nicht nur von 
der extremen Rechten hofiert, auch in 
Bundeswehrkasernen ist er offenbar gern 
gesehen. So referierte er am 28. Februar 
2002 zum Beispiel in der Bergischen Ka- 
serne in Düsseldorf über seine „persön- 
lichen Erlebnisse“ in den Jahren 1935 bis 
1945. 

Weitere Informationen über Herrmann 
sind u.a. in der Ausgabe 15/2004 der 
„LOTTA - antifaschistische Zeitung aus 
NRW“ (Seite 30-31) zu finden. Siehe 
http://www.free.de/lotta/pdf/15/herr- 
mann.pdf 

Peter Vonders für die Antifaschistische 
Aktion Düsseldorf, c/o Büro für ständige 
Einmischung, Corneliusstr. 108, 40215 
Düsseldorf, Kontakt über Tel.: 0172 / 
211 13 11 (Antifa-KOK) 


Lied- und Plakatwett- 
bewerb zum Tag der 
Mahnung 


BERLIN. Auch in diesem Jahr wird be- 
reits zum 15. Mal am zweiten Sonntag 
im September der Tag der Erinnerung, 
Mahnung und Begegnung als Aktionstag 
gegen Rassismus, Neonazismus und 
Krieg im Zentrum Berlins mit Tausenden 
Besuchern stattfinden. Er wird mit einer 
Kundgebung vor der Topographie des 
Terrors, das Gelände der früheren Gesta- 
pozentrale um 11 Uhr beginnen. Das Ziel 
des Aktionstages mit über 100 Infostän- 
den auf dem Berliner Marx-Engels-Fo- 
rum ist, Menschen zu ermutigen, sich 
mit Neofaschismus, Rassismus und Anti- 
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semitismus auseinanderzusetzen. Es sind 
wiederum Gespräche mit Zeitzeugen und 
Ausstellungen vorgesehen, darunter eine 
für Kinder und Jugendliche konzipierte 
Ausstellung zu „Jakob der Lügner“, zum 
Tode verurteilter Minderjähriger, zum 
Kampf Deutscher in den Einheiten der 
Alliierten, zur Verfolgung von Roma und 
Sinti in der NS-Zeit, zu Rassismus und 
Rechtsextremismus im Fußballstadion 
und über die Opfer rechtsextremer Ge- 
walt in der Bundesrepublik. Weiterhin 
bereiten wir eine Podiumsdiskussion 
vor: „Fremdenfeindlichkeit und Antise- 
mitismus in Europa“, so der bisherige 
Arbeitstitel. 

Liedwettbewerb: Bands, Musikgrup- 
pen, Einzelinterpreten und Chöre sind 
aufgerufen, Lieder aus dem antifaschisti- 
schen Widerstand neu zu interpretieren 
oder ein eigenes Lied zu schreiben, das 
sich mit Inhalt und Anliegen des Ak- 
tionstages auseinandersetzt. 

Ob „imagine“ oder „Die Moorsolda- 
ten“, „Bella Ciao“ oder eine ganz eigene 
Sicht auf die Dinge, die auf dieser Welt 
im Argen liegen — sagt es mit einem 
Lied: Die Utopie von einer besseren 
Welt. Nein zu Krieg, Rassismus und Ne- 
ofaschismus. Das im Liedwettbewerb 
bestplatzierte Lied gewinnt 500,- Euro. 
Außerdem werden die besten Lieder — 
ausgewählt von einer aus Fachleuten be- 
stehenden Jury - auf dem Aktionstag 
präsentiert. 

Plakatwettbewerb: Der beste Plakat- 
entwurf gewinnt 300,- Euro und wird das 
Mobilisierungsplakat für den diesjähri- 
gen Aktionstag. Daher muss der Entwurf 
das Logo des Aktionstages, Termin, Ort 
und Zeit enthalten. Die Auswahl trifft 
auch hier eine Jury. Alle eingegangenen 
Entwürfe werden am 12. September in 
einer Ausstellung gezeigt. 

Der Einsendeschluss für den Lied- 
und Plakatwettbewerb ist der 30. Juni 
2004. Der Aufruf zu dem Aktionstag, 
Standanmeldung, weitere Informationen 
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der Bundesrepublik Deutschland und - 
des nach außen abgeschotteten Europas. 
Seit über einem Jahr wehren sich die 
Häftlinge verstärkt gegen die menschen- 
unwürdigen Zustände im Abschiebknast 
und gegen ihre Abschiebung überhaupt. 
www.koepenick-kampagne.antifa.de I 


zu dem Wettbewerb und Kontakt- 

anschriften sind auf der website: 

www.tag-der-mahnung.de zu finden. 
Hans Coppi I 


Rassismus und Fremden- 
hass sind kein „schützens- 


wertes Gut” 

Neonazis endlich verbieten: Kundge- 
bung und Aktion am Samstag, 5. Juni 
in Schwäbisch Hall /Aufruf von Bun- 
tes Hall 

SCHWÄBISCH HALL. In wirtschaftlichen 
Krisenzeiten, geprägt durch Massenar- 
beitslosigkeit, Sozial- und Einkommens- 
abbau, wittern Neonazis ihre „Stunde“. 
Ihr Konzept ist so einfach, wie. falsch 
und gefährlich. Schuld an der Misere 


sind alle Nichtdeutschen. „Deutsches 
Geld für deutsche Familien“ - „Sichere 
Renten statt sicheres Asyl“ - „Deutsch- 


land den Deutschen, Fremde heim !“ Mit 
solchen Parolen wollen die Neonazis un- 
sere ausländischen KollegInnen, Nach- 
barInnen und Mitmenschen als Sünden- 
böcke verächtlich machen und aus der 
Gesellschaft ausgrenzen. Aber dabei 
bleibt es nicht. 

10 902 rechtsextreme Straftaten , da- 
von 772 Gewalttaten nennt der Bundes- 
verfassungsschutzbericht 2002. Zu den 
Gewalttaten gehören Überfälle, Brand- 
stiftung, Körperverletzung bis hin zu 
Totschlag und Mord. Trotz dieser töd- 
lichen Bilanz dürfen Neonazi-Gruppen, 
die aus ihrem Ausländerhass und ihrer 
nationalsozialistischen Gesinnung kei- 
nen Hehl machen, geschützt durch rich- 
terliche Beschlüsse und Polizeischutz, 
durch die Straßen ziehen. Das ist und 
bleibt ein Skandal! 

Schwäbisch Hall erlebt dies seit Mo- 
naten. 20, 50 oder mal 150 Nazis mar- 
schieren unter unverhältnismäßigem Po- 
lizeieinsatz für ihre unverhüllt nazisti- 
schen und rassistischen Ziele, während 
antifaschistisca und demokratische 
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Menschen als „Störer“ kriminalisiert und 
nicht selten von der Polizei verprügelt 
werden. Mit der Einstellung des Verbots- 
verfahrens gegen die NPD durch das 
Bundesverfassungsgericht, haben die 
Umtriebe des neofaschistischen Spek- 
trums sichtbaren Auftrieb bekommen. 
Die Neonazis zeigen nicht nur in Schwä- 
bisch Hall eine herausfordernde Präsenz. 
Am 5. Juni 2004 wollen sie zum siebten 
mal in Folge durch Hall marschieren. 

Deshalb fordern wir die demokrati- 
sche Öffentlichkeit auf, sich mit uns ge- 
meinsam den zunehmenden ausländer- 
feindlichen und rassistischen Umtrieben 
der Neonazis entgegenzustellen. 

Wir fordern die restlose Ausschöpfung 
aller gesetzlichen Mittel zur Verhinde- 
rung von Naziaufmärschen und Veran- 
staltungen. Organisationen — und dazu 
gehört die „Volksgemeinschaft-BDVG“ 
des Neonazis Lars Käppler -, die die 
Verharmlosung des Nationalsozialismus 
auf ihre Fahnen schreiben, sind entspre- 
chend dem antifaschistischen Auftrag 
des Grundgesetzes zu verbieten. 

Weitere Infos sind nachzulesen unter 
www.buntes-hall.de I 


Denkmal fordert jetzt „Nie 
wieder Faschismus - Nie 


wieder Krieg” 

ELMSHORN. „Wir sind kein Revanchis- 
tenverband und auch kein Soldatenclub, 
sondern als Heimkehrer gegen den 
Krieg“, entrüstet sich Heinz Hildebrand, 
Kreis- und stellvertretender Landesvor- 
sitzender des Heimkehrerverbandes. Das 
erst vor kurzem wieder hergestellte 
Denkmal trägt jetzt anstatt der Inschrift: 
„Deutsche Kriegsgefangene rufen das 
Gewissen der Welt“ den Satz: „Nie wie- 
der Faschismus — Nie wieder Krieg“. 
1997 war das Lattenkreuz das erste Mal 
entwendet worden. 

Ein ‚„Antinationales Komitee“ über- 
nahm damals dafür die Verantwortung. 
„Elmshorner Nachrichten“-Redakteur 
Carsten Petersen, förderte zudem in ei- 
nem Hintergrundbericht zu Tage, welche 
politischen Interessen bei der Aufstel- 
lung 1952 eine Rolle spielten. So kom- 
mentierten die Elmshorner Revanchis- 
tenverbände damals: „Mahnmale wie in 
Elmshorn müssten als Mahnmale der 
Schande für unsere Kriegsfeinde in allen 
Städten errichtet und für alle Zeiten er- 
halten werden.“ Petersen folgerte 1997: 
„Das Mahnmal des Heimkehrerverban- 
des war schon seit Jahrzehnten ein ehe- 
maliges Mahnmal. Es hatte mit der 
Rückkehr des letzten Heimkehrers aus- 
gedient und war nur noch ein zeitge- 
schichtliches Dokument, über dessen 
Wichtigkeit jeder streiten kann. Es stand 
dort eben nicht so etwas wie: Alle Einge- 
kerten dieser Erde rufen das Gewissen 
eines jeden: Schluss mit der Gewalt, nie 
wieder Krieg! Das macht den Unter- 
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schied.‘ Da die Stadt mittlerweile Besit- 
zer der Tafel ist, sollen Mitarbeiter mit 
einem Lappen das Holz reinigen. Für al- 
les andere ist kein Geld in der Kasse. 
rua 


Ehrung von Kurt Thomas 
vorerst abgesagt 


FRANKFURT. Der Kirchenvorstand der 
ev.-lJuth. Dreikönigsgemeinde hatte im 
Juli 2003 die beabsichtigte Anbringung 
einer Gedenkplakette für Helmut Walcha 
und Kurt Thomas an der Dreikönigskir- 
che durch eine private Initiative zustim- 
mend zur Kenntnis genommen. Nach 
Protesten gegen diese Ehrung eines ehe- 
maligen NS-Pädagogen erklärte der Kir- 
chenvorstand jetzt: „Die Tätigkeit von 
Kurt Thomas als Leiter des Musischen 
Gymnasiums Frankfurt in der Zeit von 
1939 bis 1945 war dem Kirchenvorstand 
damals nicht bekannt. Über diese Phase 
des Wirkens von Kurt Thomas, insbeson- 
dere über das Ausmaß seiner Tätigkeit in 
der nationalsozialistischen Pädagogik 
gibt es unterschiedliche historische Be- 
wertungen. 

Ohne ein abschließendes Urteil darü- 
ber fällen zu können, erklärt der Kir- 
chenvorstand der ev.-luth. Dreikönigsge- 
meinde, dass die unbestrittenen musika- 
lischen Verdienste von Kurt Thomas an 
der Dreikönigskirche eine angemessene 
Würdigung verdienen, es aber offen- 
sichtlich geworden ist, dass erheblicher 
Klärungsbedarf besteht. Deshalb emp- 
fiehlt der Kirchenvorstand, dass die An- 
bringung der vorgesehenen Gedenkpla- 
kette verschoben wird, bis eine öffentli- 
che Diskussion stattgefunden hat, bei der 
es darum geht, historische Aufklärung zu 
bieten. Die Dreikönigsgemeinde wird für 
entsprechende Veranstaltungen gerne 
Gastgeber sein.“ 

Die Anbringung einer Gedenkplakette 
wird jetzt zumindest verschoben. Das 
Gedenkkonzert hingegen nicht. 

Kurt Thomas war als Leiter des musi- 
schen Gymnasiums ein Profiteur und 
Propagandist des NS-Regimes. Deshalb 
fordert ein ungewöhnlich breites Spek- 
trum von autonomer Antifa und DGB bis 
zu Repräsentanten der ev. Kirche und des 
Fritz-Bauer-Institus, auf die Ehrung von 
Thomas zu verzichten. 

wwn.antifa.frankfurt.orgl 


BfJ weint dem "Dritten 
Reich" nach 


ÖSTERREICH. Der Bund freier Jugend 
(BfJ) scheint die Rücksichtnahme auf 
das NS-Verbotsgesetz mehr und mehr 
abzulegen und betrauert im aktuellen Ju- 
gend Echo (5/2004) offen das „Ende des 
deutschen Reiches“. Dieses hätte „die 
von langer Hand geplante Umerziehung 
und in weiterer Folge den ‚american way 
of life“ ermöglicht. Mit dem National- 


sozialismus sei eine „passende[n] und 
völkisch-geprägte[n] Kultur“ und die 
„gewachsene[n] Volksgemeinschaft“ 
untergegangen. Heute stünden nicht 
mehr wie im NS-Staat „die Identität und 
die Wurzeln der Menschen [...] im 
Mittelpunkt, sondern der Profit“. Im 
Unterschied zu damals, als das „‚Volk [...] 
sich den Staat als Ordner und Regler für 
die Angelegenheiten der Gemeinschaft“ 
schaffte, der Staat „die Lebensbedürf- 
nisse des Volkes‘ vertrat, seien die „Le- 
bensinteressen des eigenen Volkes“ heu- 

te „ohne jegliche Bedeutung“. 
Abgerundet wird diese unumwundene 
NS-Apologie mit der Behauptung, die 
„Urgroßväter und Großväter“ hätten im 
Zweiten Weltkrieg „für die Freiheit ihres 
Volkes“ gekämpft. Und schließlich em- 
pört man sich auch noch darüber, dass 
der oberösterreichische Markt Haslach 
Adolf Hitler nun die Ehrenbürgerschaft 

aberkannt hat. 

Neues von ganz rechts - Mai 2004, 
www.doew.at il 


Besuchsprogramm für ehe- 
malige Zwangsarbeiterln- 


nen fortsetzen! 

Körn. Mit dem Argument, dafür sei kein 
Geld mehr da, will die Stadt Köln das 
Besuchsprogramm für ehemalige 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbei- 
ter, das es seit 14 Jahren gibt und in vie- 
len anderen Kommunen Nachahmung 
fand, im kommenden Jahr streichen. 
Eine Resolution, die die VNN bei der 
Verabschiedung der Gruppe von ehema- 
ligen ZwangsarbeiterInnen verlas, die im 
Mai nach Köln gekommen waren, fand 
daher große Zustimmung: 

„Für das städtische Besuchsprogramm 
ehemaliger Zwangsarbeiter/innen in 
Köln unter dem Faschismus, das seit 
1990 durchgeführt wird, ist angeblich 
kein Geld mehr vorhanden. Trotz eines 
einstimmigen Ratsbeschlusses aus dem 
Jahre 2000 soll das Besuchsprogramm 
mit diesem Jahr beendet werden. Diese 
drohende Entwicklung ist sowohl poli- 
tisch wie auch moralisch nicht hinzuneh- 
men. 

Wir fordern, dass das Besuchspro- 
gramm, vom NS-Dokumentationszen- 
trum und der Projektgruppe Messelager 
im EL-DE-Haus-Verein durchgeführt, so 
lange aufrechterhalten wird, wie die letz- 
ten noch lebenden ehemaligen Kölner 
Zwangsarbeiter/innen zu einem solchen 
Besuch noch in der Lage sind. 

Diese Forderung darf keinen finanz- 
politischen Argumentationsschranken 
unterliegen! 

Das Besuchsprogramm muss weiter 
durchgeführt werden. 

Köln, 23.5.2004, 

VVN-Bund der Antifaschisten, 
Kreisverband Köln, 

Heinrich Schulz W 


: HAMBURG. Unter dem Motto 
 „Musikfreiheit ist Meinungs- 

freiheit” drohte der Hambur- 
ger Naziführer, Christian Worch, am 
22.5. mit einem Marsch durch die 
Innenstadt. Vorausgegangen war 
eine Verbotsverfügung der Innenbe- 
hörde gegen Rechtsrock-Konzerte für 
das gesamte Stadtgebiet. Begründet 
hatte die Innenbehörde das Auftritts- 
verbot in der Öffentlichkeit mit der 
Gefahr des Aufeinander-Treffens von 
Nazis und Nazigegnern. 


Tatsächlich versammelten am späten 
Nachmittag spontan etwa 200 Antifa- 
schistinnen und Antifaschisten am 
Bahnhof, um gegen den angekündigten 
Aufmarsch der Rechten zu protestieren. 
Zwei Stunden vorher hatte Christian 
Worch seine Demo „Mangels Teilneh- 
mer“ abgeblasen. Später wurde bekannt, 
das etliche Naziglatzen aus Nord- 
deutschland nach Magdeburg gefahren 
seien, wo „das“ — oder aber ein weiteres 
— Rechtsrockkonzert stattfand. 

Ob die „Anmeldung“ (ohne Angabe 
des Veranstaltungsortes) tatsächlich mit 


Musik 


für Mord & Totschlag 


der Absicht erfolgte, ein solches real in 
der Hansestadt stattfinden zu lassen, 
oder ob es sich dabei „lediglich“ um 
eine weitere Etappe im „„Rechtskampf“ 
des gelernten Anwaltsgehilfen Christian 
Worch handelt, ist unklar — ändert aber 
auch nichts an der Sache: 


Gegen die Gewöhnung an Mord und 
Totschlag, gegen die Tolerierung einer 
rassistischen Jugendkultur und die Ver- 
herrlichung des Nationalsozialismus 
hilft nur ein öffentlich wahrnehmbares 
NEIN! 

Umso bedenklicher ist es, dass die 
Innenbehörde Naziaufmärsche inzwi- 
schen an allen Orten der Stadt, wie an- 
gemeldet, genehmigt. So vermied die 
Polizei im Vorfeld jeglichen Hinweis auf 
die Nazidemo, als ginge es darum, den 
Aufmarsch ohne Protest und Störung 
durch die Stadt stiefeln zu lassen. Als 


Dresdner Stadtratswahl am 13.6.04 


Für das „Nationale Bündnis Dresden” 
kandidieren bekannte Neonazis 


Unter den Kandidaten, die für das 
Nationale Bündnis Dresden (NBDD) 
am 13. Juni in den Dresdner Stadtrat 
ziehen wollen, befinden sich eine 
ganze Reihe bekannter Neonazis. 
Auch wenn immer wieder gemeint 
wird, das Neue am NBDD sei die de- 
monstrierte Bündnisfähigkeit der 
Rechten, stellen sich deren Protago- 
nisten zu einem Großteil als altbe- 
kannte Neonazis heraus. 


Im Wahlkreis II tritt z.B. Sven Hagen- 
dorf als Spitzenkandidat für das Natio- 
nale Bündnis Dresden an. Sven Hagen- 
dorf ist schon mindestens seit 7 Jahren 
in der Dresdner Neonaziszene aktiv. Ob 
NPD, Freie Kräfte Dresden, JLO oder 
nun das Nationale Bündnis, er ist überall 
dabei. So versuchte er schon zur 
Bundestagswahl 2002 als Direktkandi- 
dat für die NPD anzutreten, scheiterte 
allerdings an den erforderlichen 200 
Unterschriften. Auch für ein JLO Flug- 
blatt zum 13. Februar 2003 zeichnete er 
verantwortlich (ViSdP). 

Zusammen mit Neonazis der Dresd- 
ner Freien Kräfte war er an einigen Stör- 
aktionen beteiligt. Am 9. November 
2001 störten sie die Feier zur Weihe der 
Neuen Synagoge in Dresden, indem sie 
antisemitische Flugzettel warfen und 
sich mit einem Transparent mit der Auf- 


schrift „Vor der Versöhnung kommt die 
Wahrheit“ provokant aufstellten. Am 13. 
Februar diesen Jah- 
res war Hagendorf 
aktiv daran betei- 
ligt, als eine Grup- 
pe von Neonazis 
Junge Linke kör- 
perlich angriff. 
Dass Sven Hagen- 
dorf alles andere 
als ein harmloser 
Vertreter eines ver- 
meintlich bürger- 
lichen Bündnisses 
ist, zeigt auch seine 
Affinität zu Waf- 
fen. So präsentierte 
er sich am 13. Au- 
gust 2001 nach ei- 
ner NPD-Kundge- 
bung vor dem Rathaus mit einer Pistole 
im Hosenbund (siehe Bild). 


Am 13. Juni will Sven Hagendorf nun 
für das Nationale Bündnis in das Dresd- 
ner Stadtparlament einziehen. In der 
Wahlkampfzeitung des NBD und un- 
kommentiert übernommen in der Säch- 
sischen Zeitung vom 10. Mai fordert er: 
„Künftig sind vor allem die Kulturvor- 
haben gemeinschaftsorientierter, heimat- 
verwurzelter Jugendlicher zu fördern. 


a ee 


ausgesprochenen Fingerzeig dürfte 
Worch zudem die Begründung des Ham- 
burger Verwaltungsgerichtes auffassen, 
dass die Verbotsverfügung der Polizei 
„aus formalen Gründen“ für rechtmäßig 
erklärte, da sich Worch geweigert habe 
bei der Anmeldung Ort und Zeit seiner 
Veranstaltung preiszugeben. 


Es ist ziemlich offensichtlich, dass 
Worch hier versucht, seine bei den Nazi- 
aufmärschen bewährte Strategie — sich 
in enger Absprache mit der Polizei an 
deren Planungen auszurichten — auf die 
Durchführung von Nazikonzerten anzu- 
wenden. 

Ob hier die Freien Kameradschaften 
die Behörden, oder die Behörden die 
Neonazis vor sich hertreiben, ist dabei 
für Außenstehende nicht mehr zu erken- 
nen. 

kun 


Durch die Bereitstellung von Klubge- 
bäuden hat die Stadt die sinnvolle Frei- 
zeitgestaltung jener Jugend- 
licher zu unterstützen, die 
trotz ihrer eventuellen Ar- 
beitslosigkeit nicht in Gewalt, 
Kriminalität oder Drogenkon- 
sum flüchten.“ 


Wie ein solcher Jugendclub 
genau aussehen soll, konnte 
man bereits am inzwischen 
geschlossenen Klub Thor se- 
hen, denn Sven Hagendorf 
war Mieter dieses Klubs. 

Der Klub Thor war von 
Mai 2002 bis April 2003 öf- 
fentlicher Anlaufpunkt für 
alte und neue Nazis, Treff- 
punkt und Rückzugsgebiet 
vor bzw. nach ihren Aktionen 
und Ausgangspunkt von rassistischen, 
neonazistischen und antisemitischen 
Übergriffen. Es fanden zahlreiche Partys 
und Konzerte mit einschlägig bekannten 
Nazibands statt. Von diesem Klub aus 
wurden Fahrten zu Demonstrationen or- 
ganisiert, wie zum Beispiel zum Rudolf 
Hess Marsch in Wunsiedel im August 
2002. 


ART Dresden, 13. Mai 2004 
http:/fwww.venceremos.antifa.net/art/ 
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Frankreichs Rechtsextreme vor den Europaparlamentswahlen: 


Fröhlich fliegen die Fetzen... 


„Wer ist der Boss? (Qui est le 
patron?) Der Boss, das ist Le 
Pen.“ In diesen Worten sprach 
Jean-Marie Le Pen von sich selbst, er- 
regt darüber, dass er Mitte Mai in 
Toulon vor einem halbleeren Saal 
sprechen musste. Viele FN-Mitglieder 
aus der südostfranzösischen Region 
PACA, Provence-Alpes-Cöte d’Azur, 
hatten dem Regionalkongress der 
rechtsextremen Partei die kalte Schul- 
ter gezeigt. Ein Ausdruck des ange- 
spannten innerparteilichen Klimas, 
das wenige Wochen vor den Europa- 
parlamentswahlen beim Front Natio- 
nal herrscht. 


Wiederholungszwang? 


Handelt es sich um Wiederholungs- 
zwang? Oder liegt es lediglich daran, 
dass die innerparteilichen Rivalitäten be- 
sonders leicht zu Tage treten, wenn Eu- 
ropaparlamentswahlen ins Haus stehen? 
Was vielleicht damit zu tun hat, dass die- 
se Wahlen einerseits den Rechtsextremen 
als besonders unwichtig in der Sache er- 
scheinen- andererseits aber erlauben, re- 
lativ leicht an die begehrten Sitze und 
vor allem die winkenden Diäten heran- 
zukommen. Denn anders als bei den na- 
tionalen Parlamentswahlen in Frankreich 
gilt hier nicht das Mehrheits-, sondern 
das Verhältniswahlrecht. 

Tatsache ist: Die Spaltung der franzö- 
sischen extremen Rechten in zwei kon- 
kurrierende Parteien, von denen freilich 
die eine (der MNR unter Bruno Me&gret) 
heute in beinahe völliger Bedeutungslo- 
sigkeit versunken ist, nahm vor den letz- 
ten Europaparlamentswahlen 1999 ihren 
Lauf. Damals wollte Jean-Marie Le Pen, 
dem wegen Gewalttaten gegen eine sozi- 
alistische Politikern eine Bewährungs- 
strafe und der Verlust des passiven Wahl- 
rechts auf Zeit drohten, der Partei unbe- 
dingt seine Gattin als Spitzenkandidatin 
zu den Europaparlamentswahlen auf- 
zwingen. Unter der Führung des damali- 
gen Chefideologen Bruno Megret rebel- 
lierten die jüngeren Kader der Partei, um 
sich alsbald aus dieser ausgeschlossen zu 
sehen. 

Dieses Mal ging es ähnlich los, mit 
dem Unterschied, dass es die „alte Gar- 
de‘‘ der rechtsextremen Partei ist, welche 
die Fronde anführt (und versichert, dass 
sie die Partei keineswegs zu spalten su- 
che). 

Anfang Mai 04 trat die langjährige 
Parteiaktivistin Marie-France Stirbois an 
die Öffentlichkeit und beklagte sich ge- 
gen-über der Presse darüber, dass sie in 
Südostfrankreich vom Listenplatz Num- 
mer Zwei zu den Europaparlamentswah- 
len entfernt worden sei. In einem Brief 
vom 9. April habe FN-Chef Jean-Marie 
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Le Pen, der selbst Spitzenkandidat in 
dieser Region sein wird, ihr den zweit- 
besten Listenplatz zunächst zugesichert. 
Dann aber habe er seine Zusage wenige 
Tage später in einem anderen Schreiben 
widerrufen. Le Pen ging es darum, die 
aussichtsreiche Kandidatur einer persön- 
lichen Freundin zukommen zu lassen, 


pe 


Mehrheit: Bei einer Nachwahl auf einen 
freigewordenen Parlamentssitz in Dreux 
erzielte sie 61,3 Prozent der Stimmen. 
Doch in den Neunziger Jahren verfiel der 
Einfluss der extremen Rechten in Dreux 
schrittweise; daraufhin suchte Marie- 
France Stirbois sich in den letzten zwei 


Hinter den Kulissen sieht es anders aus... 


der früheren Pariser Regionalparlamen- 
tarierin Lydia Sch&nardi. Und dies aus 
„politischen, sozialen und moralischen 
Beweggründen“, weil nämlich deren 
Ehemann am 5. April verstorben war. 
„Madame Schenardi hat keine (mate- 
rielle) Not“, ließ Marie-France Stirbois 
sich zuerst in einem Antwortbrief an Le 
Pen und einige Tage später in den Spal- 
ten von „Le Monde“ aus. Im übrigen 
habe diese sich im Pariser Regionalpar- 
lament „nicht sehr oft zu Wort gemel- 
det“. Sie selbst aber, ließ Stirbois wissen, 
„habe eine Legitimität“ in der Partei. 
Unter letzterem Gesichtspunkt hat Stir- 
bois in gewissem Sinne Recht: Gemein- 
sam mit ihrem damaligen Ehemann trat 
sie, an der Spitze der nationalrevolutio- 
nären Strömung der „Solidaristen“, be- 
reits 1977 dem - fünf Jahre zuvor ge- 
gründeten — Front National bei. Auf- 
grund jahrelanger Arbeit vor Ort schaff- 
ten es die Eheleute Stirbois, sich eine re- 
ale Basis in der Industriestadt Dreux, 80 
Kilometer westlich von Paris, zu schaf- 
fen: Dort erhielt der FN seinen ersten 
größeren Wahl-erfolg bei Kommunal- 
wahlen, 1983. Jean-Pierre Stirbois wurde 
Generalsekretär des FN, geriet aber mit 
dem schnell aufsteigenden Parteiideolo- 
gen Megret aneinander. Im November 
1988 starb er bei einem Autounfall. Die 
„schreckliche Witwe‘ Stirbois übernahm 
in den Augen der Parteikader daraufhin 
eine umso wichtigere Rolle. Ein Jahr 
später, Ende 1989, erzielte sie als erste 
rechtsextreme Politikerin eine absolute 


Jahren ein neues politisches Domizil in 
Nizza, wo es ja auch wärmer ist. 


Schlacht um die Listenplätze 


Zum ersten Mal begehrte nun auch der 
Generalbeauftragte (delegue general) des 
FN, Bruno Gollnisch, gegen eine Ent- 
scheidung des Parteichefs auf. Öffentlich 
ließ er wissen, seine Präferenz gelte Ma- 
rie-France Stirbois, auch wenn er „Res- 
pekt‘“ vor Lydia Sch&nardi empfinde. Ein 
zweiter Fall tat sich zur selben Zeit in 
der Pariser Region Ile-de-France auf — 
denn dort wurde der Gollnisch nahe ste- 
hende Mittvierziger Martial Bild seiner- 
seits vom zweiten Listenplatz gestoßen, 
um dem wesentlich älteren Jean-Michel 
Dubois Platz zu machen, einem Getreuen 
Le Pens. Offenkundig hatte der Partei- 
chef sich daran gemacht, die persön- 
lichen Spezis seines Familienclans über- 
all durchzusetzen. 

Am 10. Mai 04 ließ er Gollnisch zu 
sich vorladen und ihn wissen, seine 
Wortmeldung sei „ungeschickt und 
ziemlich ungehörig“ gewesen. Auf die 
Vorhaltung von Marie-France Stirbois, 
die von ihm praktizierte Dialogverweige- 
rung sei „unmodern, ja altertümlich (ar- 
chaique)“, antwortete Le Pen wiederum 
auf dem Umweg über die Presse: In sei- 
ner Partei gehe es manchmal ein wenig 
unmodern zu, „weil es so viele alte Da- 
men“ in ihren Reihen gebe. Marie-Fran- 
ce Stirbois ist 59, Jean-Marie Le Pen 
wird im Juni dieses Jahres 76... (Übri- 
gens antwortete Stirbois via „Le Monde“ 


darauf: „Wissen Sie, die Debatte um das 
Alter ist ein gefährliches Thema, denn 
früher oder später ist jeder von uns be- 
troffen.“ Die Nachricht dürfte ihren 
Adressaten erreicht haben.) 

Das konnte die angegriffene „alte 
Dame“ nicht auf sich sitzen lassen. Ma- 
rie-France Stirbois wollte nicht nachge- 
ben: „Das ist eine unnormale Entschei- 
dung... Ich verstehe nicht, und ich akzep- 
tiere (sie) nicht!“ Und forderte nunmehr 
öffentlich die Einberufung einer Sonder- 
sitzung des „Politischen Büros“, der 
obersten FN-Instanz. Den Parteistatuten 
gemäß hatte sie dazu das formale Recht, 
da sie die statutarische Anforderung er- 
füllen konnte, wonach 25 Prozent der 
Büro-Mitglieder eine solche Forderung 
unterstützen mussten. Zugleich bildete 
ihr Ansinnen, gegen den Willen des 
Chefs eine Entscheidung herbeiführen zu 
wollen, beim FN eine unerhörte Neue- 
rung. Schlussendlich brachte der Gene- 
ralsekretär der Partei, Carl Lang, sie 
dazu, von ihrem Begehren abzulassen. 

Damit blieb sie freilich noch lange 
nicht ruhig- vielmehr ging sie nun erst 
recht mit den parteiinternen Streitigkei- 
ten nach außen und gewährte „Le Mon- 
de“ (vom 21. Mai) ein ausführliches 
Interview. Darin spricht sie u.a. unver- 
blümt aus, sobald sich die Frage der 
Nachfolge von Le Pen (Vater) an der 
Parteispitze stelle, dann werde sie Bruno 
Gollnisch als rechtmäßigen Nachfolger 
unterstützen: „Jean-Marie Le Pen hat ihn 
mehrfach als Anwärter auf seine Nach- 
folge bezeichnet. Ich hoffe, dass er nicht 
einmal mehr sein Versprechen infrage 
stellen wird.“ 

Damit fährt sie dem Gründervater des 
FN direkt in die Parade, denn dieser 
strebt auf kaum verhüllte Weise danach, 
seine eigene Tochter Marine Le Pen zu 
seiner Nachfolgerin aufzubauen. (Le Pen 
Vater hatte kurz vor dem Parteikongress 
von Nizza im April 2003 Gollnisch als 
seinen wahrscheinlichen Nachfolger be- 
zeichnet, um die Lage zu beruhigen. Um 
die gleiche Zeit äußerte er aber auch im 
kleinen Kreise: „Es gehört zum Schick- 
sal von >dauphins<, dass sie manchmal 
stranden.“ Nun bezeichnet >le dauphin< 
im Französischen den Delphin, aber auch 
den Kronprinzen oder designierten 
Nachfolger...) 

Ferner denunzierte Stirbois eine „klei- 
ne Seilschaft von Personen, die einen ne- 
gativen Einfluss“ auf Jean-Marie Le Pen 
nähmen, und bezeichnete die von Marine 
Le Pen geleitete Gesellschaft für die 
Nachwuchskader Generations Le Pen 
als „hohle Briefkastengesellschaft“. 


High-Live in der heilen Fascho-Familie 


Daraufhin ging es hoch her in der Partei: 
„Ich habe noch Zähne und einen dicken 
Lederpanzer. Und bei den Krokodilen ist 
oftmals der Schwanz am gefährlichsten“, 
drohte der alternde Jean-Marie Le Pen 


am 21. Mai 04 seinen innerparteilichen 
Kritikern. Und: „Der Front National ist 
weder das Arbeitsamt noch eine Versor- 
gungskasse für Rentner!“ (Äußerungen 
gegenüber „Lib&ration“ vom 22/23. Mai) 

Eifrig hauen beide Streitparteien sich 
auch die ehemaligen Me&gret-Anhänger, 
die sich in ihren Reihen befinden und die 
in ihre Ursprungspartei (die dringend 
Kader benötigt) wiederaufgenommen 
worden waren, gegenseitig um die Oh- 
ren. Stirbois in „Liberation“ (21. Mai): 
„Man wirft Jacques Bompard“, dem FN- 
Bürgermeister von Orange, der in „sei- 
ner“ Stadt eine Reihe von enttäuschten 
Kadern versammelte (siehe nächster Ab- 
schnitt), „‚vor, ehemalige M&gretisten bei 
seinem Treffen zu empfangen. Und das, 
wo sie in der Umgebung von Marine Le 
Pen zahlreich sind. Angefangen bei ih- 
rem Kabinettsdirektor (eine Art persön- 
licher Sekretär), Bruno Bilde!“ Postwen- 
dende Antwort von Bruno Bilde mittels 
„Liberation“ vom 22. Mai: „Sie (Marie- 
France Stirbois) vergisst ein bisschen 
schnell, wie sie mich über den grünen 
Klee gelobt hat, als ich im März 2002 
die Unterstützungsunterschriften von 15 
Bürgermeistern für die Präsidentschafts- 
kandidatur von Jean-Marie Le Pen bei- 
gebracht habe. Aber es stimmt auch, dass 
die wichtigste (jetzige) Mitarbeiterin von 
Marie-France Stirbois damals immer 
noch beim MNR war...“ 

Ein äußerst beliebter Vorwurf ist auch 
jener, die jeweils andere Seite sei nur 
„um kleine persönliche Interessen“ be- 
kümmert, während man selbst natürlich 
„das >interet general< — der Bewegung“ 
(Marie-France Stirbois) vertrete. Ähnli- 
ches schleuderte Jean-Marie Le Pen zu- 
rück, der am vorletzten Mai-Wochende 
im Radio mit den Worten zitiert wurde: 
„Es gibt jene Parteiaktivisten, die etwas 
für ihre Bewegung, für ihr Vaterland tun 
wollen, und jene, die nur um ihre Ge- 
schäfte und ihre persönlichen Interessen 
besorgt sind.“ 

Der Vorwurf der Vetternwirtschaft ge- 
gen den Familienclan Le Pen sitzt nun 
mittlerweile, tief eingefressen, bei vielen 
Kadern fest. Darauf entgegnet das zarte 
(na ja) Töchterlein Marine Le Pen 
wiederum in „Lib&ration“: „Diese has- 
serfüllten Äußerungen sind ungerecht 
seitens von Leuten, die selbst Politik in 
der Familie betreiben!“ Schließlich, so 
die faktische Anwärterin auf die Nach- 
folge des Herrn Papa, habe auch Jacques 
Bompard seine Ehefrau im Bezirksparla- 
ment des Departements Vaucluse, in dem 
Orange liegt, sitzen. (Marie-Claude 
Bompard erreichte als einzige FN-Kan- 
didatin bei den Neuwahlen der Bezirk- 
sparlamente im März 04 eine bei diesem 
Wahltyp erforderliche absolute Mehr- 
heit, in Orange-Ost, während ihr Ehe- 
mann Jacques Bompard bereits seit län- 
gerem für Orange-West im Bezirksparla- 
ment sitzt.) Und ein Sohn-von Marie- 
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NPD-Europawahlkampf 
mit volksverhetzenden 
Parolen 


Die neofaschistische NPD tritt im BU- 
Wahlkampf mit Plakaten auf, die die 
Aufschrift „Gute Heimreise“ tragen. In 
Bremen ist die Staatsanwaltschaft da- 
gegen vorgegangen. Da die Plakate 
auch in anderen Bundesländern aufge- 
hängt wurden, besteht vielleicht die 
Möglichkeit, Strafantrag gegen die 


Das hetzerische Plakat der NPD, hier 
in Köln, hoch oben an Laternenmasten 


NPD zu stellen und möglicherweise 
die Entfernung der Plakate zu errei- 
chen. 

Wie FR-online meldete, lässt die 
Bremer Staatsanwaltschaft derzeit alle 
NPD-Europawahlplakate im kleinsten 
Bundesland beschlagnahmen, auf de- 
nen Ausländern eine „Gute Heimreise“ 
gewünscht wird. Zugleich wurde ein 
Verfahren wegen Volksverhetzung ge- 
gen den NPD-Bundesvorstand einge- 
leitet, der für die Plakate verantwort- 
lich zeichnet. Auch gegen die unbe- 
kannten örtlichen Verbreiter wird er- 
mittelt. Das sagte am Montag der zu- 
ständige Staatsanwalt Uwe Picard auf 
Anfrage der FR. Das Plakat der 
Rechtsextremisten zeigt außer dem 
Spruch „Gute Heimreise“ auch Fotos 
von einem Minarett (Moscheeturm) 
und von weggehenden Frauen mit voll 
beladenen Tüten. 

Der zuständige Staatsanwalt Uwe 
Picard sieht in diesem „hämischen“ 
Motiv eine Umschreibung des Spru- 
ches „Ausländer raus!“, der bereits ein- 
deutig als Volksverhetzung eingestuft 
worden sei. Das Plakat sei geeignet, 
das politische Klima zu vergiften und 
erinnere etwas an die Judendeportatio- 
nen der Nazis, „obwohl man so etwas 
nicht direkt vergleichen sollte“. | 
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France Stribois hatte einen Listenplatz 
bei den jüngsten Regionalparlaments- 
wahlen ... 

Um den Zirkus um die jeweiligen Fa- 
milienclans abzurunden, hat Marine Le 
Pen aber auch einen anderen Träger des 
Namens Stirbois ausgegraben. Dieser 
Familienname hat, wegen der wichtigen 
Rolle des 1998 verstorbenen Ehemanns 
der Witwe und damaligen Generalsekre- 
tärs des FN, Jean-Pierre Stirbois, für vie- 
le langjährige Kader noch eine wichtige 
Bedeutung. Und so steht dessen Bruder, 
Michel Stirbois, auf der Europawahl-Lis- 
te, welche Marine Le Pen in der Haupt- 
stadtregion anführt. 

Ferner fand sich neben dem Bruder 
noch eine enge Freundin des Verstorbe- 
nen, die Regionalparlamentarierin Ma- 
rie-Christine Arnutu, die ihrerseits Mi- 
chel Stirbois nahe steht. Der Witwe wirft 
sie öffentlich vor: „Marie-France Stir- 
bois (...) bedient sich eines Namens, um 
Geld zu machen. Ihr einziges Bestreben 
gilt ihrem Freßnapf, und nicht dem >in- 
teret general< — der Bewegung. Sie be- 
nutzt missbräuchlich den Namen, den sie 
trägt...“ 


Innerparteiliches Kritikertreffen: 
Der Hardliner-Club 


Am Freitag und Samstag, 21. und 22. 
Mai, trafen sich innerparteiliche Kritiker 
zusammen mit Hardcore-Faschisten (von 
den „Jeunesses identitaires“, der Nach- 
folgeorganisation der verbotenen Unite 
Radicale, um dem ehemaligen Chef der 
FN-Jugendorganisation, Guillaume 
Luyt) und ehemaligen M&gret-Anhän- 
gern in Orange. Le Pen hatte Parteimit- 
gliedern von der Teilnahme „abgeraten“ 
und von einem verräterischen Unterneh- 
men ‚“einer bewussten Provokation mit- 
ten in der Vorbereitung der Europaparla- 
mentswahlen“ gesprochen; eine Aus- 
schlussdrohung nahm er aber später wie- 
der zurück. Presse war nicht zugelassen. 

Veranstalter war die Vereinigung „Es- 
prit public“ (ungefähr: Staatsmännischer 
Geist), die vom Bürgermeister von Oran- 
ge, Jacques Bompard (FN), gegründet 
wurde. Bompard seinerseits hatte im 
Frühjahr 2003 heftig mit Parteichef Le 
Pen gestritten, weil er sich dagegen aus- 
sprach, dessen Tochter zur künftigen 
Parteivorsitzenden aufzubauen, und für 
eine Art kollegialer Führung durch ver- 
diente alte Kader eintrat. 

Jacques Bompard, der in jüngeren Ta- 
gen einem Ableger der rechtsextremen 
Terrororganisation OAS (die gegen den 
französischen Rückzug aus Algerien 
1962 bombte) angehörte, hatte bereits 
1999 einen jähen Karriereknick für Le 
Pens Schwiegersohn Samuel Mare&chal 
erreicht. 

Jener hatte, im Bemühen um eine 
symbolische Modernisierung der Partei, 
— denn damals ging es darum, den frisch 
abgespaltenen Megret-Flügel als „die 
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wahren Extremisten“ zu diskreditieren —, 
zeitweise davon gesprochen, die Realität 
Frankreichs als „„multiethnisches und 
multikonfessionelles Land“ zu akzeptie- 
ren. Daraufhin verlangten Bompard und 
Generalsekretär Carl Lang seinen Kopf, 
und Samuel Mare£chal büßte für einige 
Jahre sämtliche innerparteiliche Funktio- 
nen ein. 

(Siehe dazu: http://www.antifaschisti- 
sche-Nachrichten.de/1999/24/026. 
htm.php). 

Im Zuge der Ausbreitung des Le Pen- 
Familienclans kehrt er jetzt allerdings 
zurück. Bei den Regionalparlamentswah- 
len im März ebenso wie bei den Europa- 
wahlen im Juni 04 war bzw. ist er Spit- 
zenkandidat in der westfranzösischen 
Region um Nantes. Er bleibt manchen 
Kadern ein Dorn im Auge. Bompard er- 
klärte jüngst in einem Schreiben an die 
Hauptamtlichen am FN-Parteisitz über 
ihn: „Samuel Marechal verdankt seine 
politische Karriere nicht seiner Tätigkeit 
als Aktivist, sondern allein seiner Hei- 
ra 

In den letzten Tagen vor der Versamm- 
lung von Orange gab Bompard sich aber 
Mühe, seine Veranstaltung nicht als offe- 
nes Spaltertreffen erscheinen zu lassen: 
Sein Club sei „auf keinen Fall eine 
Struktur, die dazu dient, den FN zu kriti- 
sieren“; und wenn Jean-Marie Le Pen in 
Orange vorbeigucken wolle, „dann ist er 
herzlich willkommen“. 

In Orange traten vor allem drei Füh- 
rungsfiguren der extremen Rechten als 
neues Trio der innerparteilichen Kritiker 
auf: Jacques Bompard, Marie-France 
Stirbois und der Anführer des katholisch- 
fundamentalistischen Flügels, Bernard 
Antony. Letzterer war im Frühjahr 2003 
aus dem Politischen Büro des FN zu- 
rückgetreten, u.a. weil er sich gegen Be- 
strebungen der jün- 
geren Generation um 
Marine Le Pen 
wandte, das Partei- 
programm etwain 
Sachen Familienpoli- 
tik ein wenig zu ent- 
stauben. 

Da er im jüngsten 
Streit ebenfalls für 
die Kader um Goll- 
nisch und Stirbois 
Position bezogen 
hatte, war er Anfang 
Mai von Le Pen als 
„Deserteur, der vor 
den Regionalparla- 
mentswahlen (vom 
März 04) seinen Pos- 
ten im Stich gelassen 
hat“ angegriffen wor- 
den. Daraufhin ant- 
wortete Antony post- 
wendend öffentlich, 
Anfang Mai, er sei 
„ein Bewunderer der 


gehalten. 


tet wird. 


katholischen Monarchie, aber nicht 

des ‚Führerprinzips‘ (Anm.: den Begriff 
auf Deutsch verwendend)“. Die einzige 
rechtsextreme Tageszeitung, „Present“ 
wird durch den katholisch-fundamenta- 
listischen Flügel kontrolliert und steht 
Bernard Antony nahe. Deswegen forder- 
te Jean-Marie Le Pen jetzt wiederum alle 
Parteimitglieder (anlässlich seines Auf- 
tritts in Toulon) dazu auf, ihr Abonne- 
ment des Blattes zu kündigen. 


Bruno Gollnisch wartet auf seine 
Stunde 


Partei-Vize Bruno Gollnisch seinerseits 
tauchte in Orange nicht auf, sondern be- 
tonte, er betreibe „Wahlkampf zu den 
Europaparlamentswahlen“, — um ober- 
flächlich die Wogen zu glätten. Gollnisch 
wirbt aber offen um die Ultra-Hardliner 
in der Partei. 

Anlässlich seiner Kandidatenrede im 
April, mit der er sich für die Präsident- 
schaft der Region Rhöne-Alpes bewarb, 
hatte er etwa einen Passus eingebaut, in 
dem er vor den versammelten Lyoner 
Regionalparlamentariern den Auschwitz- 
leugern an der Universität Lyon-Ill seine 
offene Unterstützung erklärte: „Zu der 
Stunde, wo man hier junge Historiker 
einsperren will“ — die Rede ist faktisch 
vom notorischen Geschichtslügner und 
Revisionisten Jean Plantin — „werde ich 
die Forschung von bürokratischen Be- 
schwernissen und von den Tabus der 
>Political Correctness< befreien, damit 
Lyon zur Hauptstadt des intellektuellen 
Widerstands gegen die Gedankenpolizei 
wird“ (zitiert aus „National Hebdo“, 8. 
April 04). 

Wer angesprochen war, hat diese Positio- 
nierung zweifellos verstanden. 
Bernhard Schmid, Paris 


‚Streit ging in neue Runde 


Nach ein paar Tagen scheinbarer Beruhigung ging. der 
‚Streit Ende voriger Woche in eine neue Runde. Der FN- 
Bürgermeister von Orange, Jacques Bompard, veröffent- 
lichte zwei Kommuniques. Beide sind in Sohakfens Tonfall 


Im ersten attackiert Bompard den ehemaligen persön- 
lichen Sekretär von Jean-Marie Le Pen, Louis Aliot. Die- 
ser hatte in „Liberation“ geäußert, der habe sich „keinerlei 
Lehren erteilen zu lassen“ seitens von Leuten wie Bom- 

 pard, die „ihre (Mitglieds-JBeiträge nicht bezahlen und 
nicht das Geld abführen, das sie der Partei schulden“. Die 
scharfe Reaktion von Jacques Bompard : 

„Nur eine schnelle und öffentliche Entschuldigung sei- 
nerseits kann dafür Bergen, dass keine See erstat- 


Im eivhe Koi re Bompard direkt Le Pen | 
an. Jener hatte behauptet, dass ehemalige Mesgret-Anhän- 

ger bei der Versammlung von Peer Club BEapE Pu- 

= dhie . 


Ca. 11.000 Menschen aus vie- 
len Ländern Europas kamen 
am 9. Mai auf dem Gelände 
der Gedenkstätte in Mauthausen zu- 
sammen, um der Opfer der Konzen- 
trationslager und der Befreiung zu ge- 
denken. 


Es war der 59. Jahrestag der Befreiung. 
Ein Jahrestag, bei dem die überlebenden 
KZ-Häftlinge und die Jugend im Mittel- 
punkt standen. Erinnerung und Erkennt- 
nis, Vermächtnis und Verpflichtung, Ju- 
gend und Zukunft — zogen den roten Fa- 
den durch das beeindruckende Pro- 
gramm. 

Die Organisatoren der Mauthausener 
Befreiungsfeier (Österreichische Lager- 
gemeinschaft Mauthausen; Mauthausen 
Komitee Österreich; Internationales 
Mauthausen Komitee) gestalteten das 
diesjährige Programm in enger Koopera- 
tion mit dem Projekt „A Letter to the 
Stars“, einem schulischen Forschungs- 
projekt. 

Und wie bereits in den vergangenen 
Jahren, durften auch in diesem Jahr keine 
Repräsentaten der blau-schwarzen Regie- 
rung eine Gedenkrede halten. Das ist kei- 
ne Selbstverständlichkeit. Denn auch in 
Österreich versucht die Regierung, ihren 
politischen Einfluss auf die Gedenk- und 
Erinnerungspolitik auszubauen und für 
tagespolitische Machtinteressen zu funk- 
tionalisieren. 

Aus ganz Österreich waren Schülerin- 
nen und Schüler in Bussen angereist. Zu- 
sammen mit ehemaligen Häftlingen ha- 
ben sie auf einem Acker außerhalb des 
Konzentrationslagers ein „Feld der Erin- 
nerung“ angelegt. Mit der Aussaat von 
Sonnenblumen wollen sie an die 100.000 
ermordeten Häftlinge erinnern. 

Drei SchülerInnen zitierten von der 
Bühne aus drei Biographien Überleben- 
der, die im Anschluss daran in wenigen 
Worten ihr Verfolgungsschicksal und ihre 
Überlebenserkenntnis umschrieben. Nie- 
mals vergessen. Niemals wieder“, lautete 
die Mahnung der Überlebenden aus Ka- 
nada, Österreich und Polen. 

Im Anschluss daran sprach der ehema- 
lige Mauthausen-Häftling Walter Beck 
aus Prag, heute Präsident des Internatio- 
nalen Mauthausen Komitees. Für ihn war 
die Befreiungsfeier, „wie die heutige hier 
in Mauthausen“, ein „Generationen über- 
schreitender Beitrag für die Erhaltung des 
Friedens“ und er sprach aus, was inzwi- 
schen unübersehbar geworden war: „Wir 
Zeitzeugen werden nicht mehr lange da 
sein, um an den Feiern teilnehmen zu 
können, um so mehr wünschen wir uns, 
dass ‚die Welt des freien Menschen‘ kein 
frommer Wunsch bleibt.“ 

Michelle Rousseau Rambaud, Vorsit- 
zende der ‚Amicale de Mauthausen“, Pa- 
ris, Tochter eines Deportierten, ihr Vater 
war im Schloss Hartheim/Österreich hin- 
gerichtet worden, wendete sich direkt an 


Internationale Befreiungsfeier 
im ehemaligen KZ Mauthausen 


nv... ein Generationen überschreitender Beitrag für die 


Erhaltung des Friedens” 


die Jugendlichen: „,... dass man im Leben 
nichts vermag, wenn man allein ist. Un- 
sere Älteren haben dies im KZ-Alltag er- 
lebt, und sie wissen, wie wichtig Gesten 
der Solidarität sind. Dies gilt auf der Ebe- 
ne der Einzelnen, wie auch der Völker. 
Solidarität verlangt auch Toleranz, dass 


man die Unterschiede respektiert. (...) 
Jugend vermag große Dinge, ihr heute 
ebenso, wie wir damals. Ihr seid diejeni- 
gen, die morgen Entscheidungen treffen 
und die Zukunft errichten werdet. Verges- 
sen wir deshalb alle zusammen in der 
Stille unserer Herzen und unserer Gedan- 
ken niemals, was der Preis der Freiheit 
ist.“ 

Die Rede des, kurzfristig erkrankten, 
Hauptredners, Hans Marsalek (Obmann 
der Österreichischen Lagergemeinschaft 
Mauthausen), verlas der Vorsitzende des 
Mauthausen Komitee Österreich, Willy 
Mernyi: „Am 1. Mai dieses Jahres wur- 
den für 450 Millionen Europäer die 
Grenzbalken entfernt. 


Das Projekt: 
„Aletterto The Stars” 


Das größte schofrsche en zum 
Thema Zeitgeschichte in Österreich. Bisher ha 
ben ca, 20.000 SchülerInnen Lebensgeschichten 
von ca. 80.000 österreichischen Opfern des Ho- 
locaust recherchiert. Die Schülerinnen verfolgen 
Einzelschicksole und suchen den Kontakt z . 


Die Tradition des 19. und 20. Jahrhun- 
derts der nationalen Überheblichkeit, des 
Chauvinismus mit seinem Fremdenhass, 
mit Führerkult und Antisemitismus wur- 
de nicht beseitigt. (...) 

Das nationalsozialistische Terrorsys- 
tem war Feind der Europäischen Jugend. 
Auf den Schlachtfeldern, in 
den Konzentrationslagern 
und in den Vernichtungsan- 
stalten sind Hunderttausende, 
ja Millionen Menschen er- 
2 mordet worden. (...) Europäi- 
sche junge Menschen waren 
es auch im KZ Mauthausen, 
die die Solidarität und den 
Widerstand im Lager organi- 
sierten....“ 

Die Wortbeiträge wurden 
von Liedern aus der „Maut- 
hausen-Kantate“ umrahmt, 
vorgetragen von der Musik- 
gruppe „Die Griechen“. 

Schülerinnen und Schüler 

des Projektes „Letter to the 
{ Stars“ markierten das Ende 
der diesjährigen Befreiungs- 
feier, indem sie mehrere 100 
Tauben als Zeichen ihrer Frie- 
densbotschaft in den Himmel 
steigen ließen. 

Es war eine internationale 
Befreiungsfeier, von der ein 
klares Bekenntnis gegen Faschismus und 
Krieg ausging. Ob mit oder ohne politi- 
sches Transparent. 

Ein Bekenntnis in Form des öffent- 
lichen Dialogs zwischen Vergangenheit 
und Zukunft, zwischen Erinnerung und 
Erkenntnis, zwischen Vermächtnis, Ver- 
pflichtung und Mahnung. 

Ein Bekenntnis aber auch, weil ca. 
11.000 BesucherInnen gekommen waren, 
ohne dass ein „runder“ Gedenktag zur 
Fahrt ins, für viele sehr weit entfernte, 
Mauthausen antrieb und ohne dass ein 
„prominenter“ Redner lockte. 

Es war aber auch eine Befreiungsfeier, 
in der unübersehbar war, dass die Zeit der 
ZeitzeugInnen ihrem Ende entgegen 
geht. Das zeigte sich beim „Einzug der 
Nationen“ auf den ehemaligen Appell- 
platz, bei dem die Überlebenden stets an 
der Spitze der Delegationen ihres Her- 
kunftslandes gehen. Und es sprach aus 
den Worten der Überlebenden. Aus dem, 
was sie noch einmal sagen wollten. Sie, 
die ihr Leben, ihr Überleben dem Kampf 
gegen Faschismus und Krieg gewidmet 
haben. Sie, die wissen, wovon sie reden. 

Bericht der Antifaschistischen Initiati- 

ve gegen das Vergessen, Stuttgart MM 
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der- und asylpolitik 


Fortsetzung des Artikels: von Seite LE 
Das Zuv janderungsgesetz 
ist inhaltlich gescheitert 


Il. 1. Regelungen 


1. Anstelle von fünf nur noch zwei Auf- 
enthaltstitel (befristete Aufenthalterlaub- 
nis und unbefristete Niederlassungser- 
laubnis). Alle Regelungsbereiche des 
Aufenthaltsgesetzes sollen nur noch in 
zwei Rechtsverordnungen (Aufenthalt 
und Beschäftigung) behandelt werden 
können. 


2. Aufenthaltsverfestigung (Niederlas- 
sungserlaubnis) schon nach 5 statt erst 
nach 8 Jahren. 


3. Verbesserungen beim Kindernachzug 
insbesondere für GFK-Flüchtlinge. 


4. Freizügigkeitsbedingte Erleichterun- 
gen für EU-Angehörige. 


5. Durch Statusverbesserung — die aber 
erst mal erfolgen müsste — bedingter so- 
fortiger Zugang zum Arbeitsmarkt für 
Bürgerkriegsflüchtlinge und andere vor- 
mals Geduldete, allerdings nach Vorrang- 
prüfung. 


6. Abschaffung des Bundesbeauftragten 
für Asylangelegenheiten und Wegfall der 
Weisungsunabhängigkeit der Einzelent- 
scheider des Bundesamtes für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge 
(BAFI). 


Il. Arbeitsmigration 


1. Verfahrensvereinfachung (,‚One-Stop- 
Government“): Aufenthaltsgenehmigung 
und Arbeitserlaubnis sind nicht mehr in 
zwei getrennten Verfahren zu beantragen, 
sondern der Aufenthaltstitel enthält be- 
reits eine Aussage über die Berechtigung 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 


2. Sofortiges Daueraufenthaltsrecht 
(Niederlassungserlaubnis) für Hochquali- 
fizierte). 


3. Aufenthaltserlaubnis für Studenten 
kann nach erfolgreichem Studium um ein 
Jahr zur Arbeitsplatzsuche verlängert 
werden; der weitere Arbeitsaufenthalt 
kann unter bestimmten Voraussetzungen 
ermöglicht werden. Bei Nicht-EU-Staats- 
angehörigen greift jedoch die sog. Vor- 
rangprüfung. 


4. Eigenständige (privilegierende) Rege- 
lung für Selbständige. 


5. Aufhebung des Anwerbestopps für 
qualifizierte Arbeitnehmer aus den Bei- 
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trittsstaaten und für hoch qualifizierte 
Wissenschaftler und Spezialisten. 


IV. Integration 


1. Einführung von staatlich finanzierten 
Sprachkursen für Neuzuwanderer. 


2. Entwicklung eines bundesweiten Inte- 
grationsprogramms, in dem insbesondere 
die bestehenden Integrationsangebote 
von Bund, Ländern, Kommunen und pri- 
vaten Trägern festge- 
stellt und Empfehlungen 
zur Weiterentwicklung 
vorgelegt werden. 


H 
e 


3. Sanktionsmöglichkei- 
ten bei nicht ordnungs- 
gemäßer Sprachkursteil- 
nahme bis zur Nicht- 
Verlängerung der Auf- 
enthaltserlaubnis für 
Nicht-EU-Staatsangehö- 
rige (außer Türkei). 


4. Umbenennung der „Ausländerbeauf- 
tragten“ in „Beauftragte für Migration, 
Flüchtlinge und Integration“. 


5. Umwandlung des BAFI in das Bundes- 
amt für Flüchtlinge und Migration 
(BAMF) und Aufgabenbündelung im In- 
tegrationsbereich, u.a. fachliche Zuarbeit 
für die Bundesregierung zur Integrations- 
förderung, Durchführung der Sprachkur- 
se des Bundes, Einrichtung des Bundes- 
instituts für Bevölkerungs- und Migra- 
tionsforschung beim BAMF, Koordinie- 
rung der Informationen über Arbeitsmi- 
gration zwischen Ausländerbehörden, Ar- 
beitsverwaltung und deutschen Auslands- 
vertretungen. 


V. Spätaussiedlerzuzug 


Einführung eines Sprachtests für Famili- 
enangehörige von Spätaussiedlern, wobei 
„ausreichende Kenntnisse“ verlangt wer- 
den. 


VI. Sicherheitspolitische Verschärfun- 
gen 


Das Zuwanderungsgesetz enthielt bereits 
in den bisherigen Verhandlungen des Ver- 
mittlungsverfahrens in seinen sicher- 
heitspolitischen Regelungen erhebliche 
Verschärfungen gegenüber dem status 
quo. Trotzdem hat Schröder am 25. Mai 
2004 den Vorsitzenden der vier Bundes- 
tagsfraktionen weitere Verschärfungen 
vorgeschlagen. Diese Vorschläge fanden 
das Einvernehmen aller Beteiligten. 


Im Einzelnen: 


1. Abschiebungsanordnung bei tatsachen- 
gestützter Gefahrenprognose: 

Eine Abschiebungsanordnung kann auf- 
grund einer tatsachengestützten Gefah- 
renprognose verfügt werden, wobei nun- 
mehr zwei Verfahrensschritte (Auswei- 
sung und Abschiebung) zu einem zu- 
sammengefasst werden können. Die Re- 
gelzuständigkeit liegt bei den Länder- 
innenministerien, das Bundesministe- 
rium des Innern erhält ein Zugriffsrecht 
bei Sachverhalten besonderer Bedeutung. 
Die Rechtsmittelfrist wird auf eine Wo- 
che verkürzt, der Rechtsschutz auf nur 
eine Instanz - beim Bundesverwaltungs- 
gericht - begrenzt. Falls der Vollzug der 
Abschiebung an Abschiebungshindernis- 
sen scheitert (Folter, Todesstrafe), kön- 
nen Meldeauflagen, Einschränkungen der 


Freizügigkeit und strafbewehrte Kommu- 
nikationsverbote auferlegt werden. 


2. Verfassungsschutz-Regelanfrage: 
Einführung einer Regelanfrage über ver- 
fassungsfeindliche Erkenntnisse vor der 
Erteilung einer Niederlassungserlaubnis 
als zeitlich unbefristeter Aufenthaltstitel 
und vor der Entscheidung über eine Ein- 
bürgerung. 


3. Bekanntgabe ausländischer Vorstrafen: 
Verpflichtung des Ausländers im Einbür- 
gerungsverfahren, Vorstrafen im Ausland 
bekannt zu geben. Es muss allerdings ge- 
währleistet sein, dass die Vorstrafen in ei- 
nem rechtsstaatlichen Verfahren ausge- 
sprochen wurden. 


4. Erweiterung der zwingenden Auswei- 
sungsgründe: Als weiterer zwingender 
Ausweisungsgrund werden Schleuser 
aufgenommen, die zu einer Freiheitsstra- 
fe von mindestens einem Jahr verurteilt 
wurden. 


5. Erweiterung der Ermessensauswei- 
sung: Als weiterer Ermessensauswei- 
sungsgrund werden „geistige Brandstif- 
ter“ aufgenommen. 


6. Warndatei im Visumverfahren: 

Zur Feststellung von Versagungsgründen 
oder zur Prüfung bei Sicherheitsbeden- 
ken im Visumverfahren und bei der Ertei- 
lung von sonstigen Aufenthaltstiteln wird 
eine „Visa-Warndatei“ als Europäisches 


Projekt aufgebaut. Sollte dies nicht bis 
2006 entschieden worden sein, wird es 
eine nationale Lösung geben. 


Fahrplan 

Der Gesetzestext wird nunmehr von 
Schily (SPD), Müller (CDU) und Beck- 
stein (CSU) — unter Ausschluss des grü- 
nen Koalitionspartners an diesen Gesprä- 
chen - bis Mitte/Ende Juni 2004 ausge- 
handelt. Eine Entscheidung des Bundes- 
rates zum „Zuwanderungskompromiss“ 
ist für den 9.7.2004 vorgesehen. Inkraft- 
treten kann das Zuwanderungsgesetz 
nach SPD-Auffassung in Teilen sofort 
nach der Beschlussfassung, in finanzrele- 
vanten Teilen aber wahrscheinlich erst 
zur Jahreswende. Nach Presseberichten 
behalten sich Bündnis 90/Die Grünen 
vor, einen Sonderländerrat dann einzube- 
rufen, wenn der Gesetzestext fertigge- 
stellt ist. Mit substantiiertem Wider- 
spruch sollte allerdings niemand ernsthaft 
rechnen. 


Und nun? 
Das Zuwanderungsgesetz wird kommen, 
allerdings ohne Zuwanderer. Die Chance 
zum versprochenen „Paradigmenwech- 
sel“ hin zu einer modernen, offenen, aus- 
länderfreundlichen Einwanderungsgesell- 
schaft wurde vertan. Der politische Hand- 
lungsspielraum insbesondere für eine hu- 
mane Migrations- und Flüchtlingspolitik 
dürfte nicht nur auf viele Jahre verspielt 
worden sein. Vielmehr werden zahlreiche 
ausländerrechtliche Vorschriften unter 
dem Vorwand der Terrorismusbekämp- 
fung verschärft. Es wäre ehrlicher und 
auch hilfreicher gewesen, dem Appell von 
Pro Asyl, dem Interkulturellen Rat, der 
Rechtsberaterkonferenz und anderer ge- 
sellschaftlicher Organisationen zu folgen, 
die Verhandlungen abzubrechen und Ver- 
besserungen im Bereich des Flüchtlings- 
schutzes und der Arbeitsmigration ohne 
Zustimmungspflicht des Bundesrates zu 
regeln. Die vor allem bei Regierungspoli- 
tikern gefeierte Anerkennung nicht-staat- 
licher und geschlechtsspezifischer Verfol- 
gung ändert an der Bewertung gar nichts: 
zu dieser Anpassung an die GFK ist 
Deutschland aufgrund von EU-Verpflich- 
tungen — und völlig unabhängig von ei- 
nem Zuwanderungsgesetz — gezwungen. 
Es bleibt im Flüchtlingsschutzbereich 
bei gravierenden Mängeln. Hier die wich- 
tigsten: 
@ Das Problem der sog. Kettenduldung 
(oder künftig Kettenbescheinigung) wird 
- trotz anderslautender Darstellung - nicht 
beendet. Im Gespräch soll eine Befristung 
solcher Kettenduldung auf maximal 18 
Monate sein. Im Übrigen liegt die Ent- 
scheidung über Erteilung einer Aufent- 
haltserlaubnis im Ermessen der Auslän- 
derbehörden. 
© Verschlechterungen für Flüchtlinge im 
Asylverfahren. Zum Beispiel werden 
Exilaktivitäten von Flüchtlingen entgegen 
der GFK nicht mehr im Asylfolgeverfah- 


ren berücksichtigt. 
® Die Bundesländer können Flüchtlinge 
in sog. Ausreiseeinrichtungen unterbrin- 
gen, um dort Druck auszuüben, ihre „‚frei- 
willige“ Ausreise zu erzwingen. 

© Eine Bleiberechts-(Altfall-)Regelung 
für langjährig in Deutschland Geduldete 
fehlt. Ebenso eine gesetzliche Härtefallre- 
gelung im Ausländer- bzw. Aufenthaltsge- 
setz. 

@ Die menschenunwürdige Praxis der Ab- 
schiebehaft wird übernommen. 

@ Die Probleme der Menschen in der Ille- 
galität werden weiter verdrängt. Legali- 
sierungsregelungen fehlen. 

@ Das sog. Flughafenverfahren — die 
Durchführung des Asylverfahrens vor der 
Einreise und die geschlossene Unterbrin- 
gung auf dem Flughafengelände — wird 
nicht abgeschafft. 

© Die sog. Residenzpflicht bleibt. 

© Das Kindeswohl wird weiterhin auf- 
grund der deutschen Vorbehalte zur UN- 
Kinderrechtskonvention missachtet. 

© Das Asylbewerberleistungsgesetz mit 
deutlich geringeren Sozialleistungen und 
restriktiver Krankenhilfe wird beibehal- 
ten. 

@ Eine Liberalisierung der Vorrangprü- 
fung für bestimmte Flüchtlingsgruppen 
im Hinblick auf das Arbeitsgenehmi- 
gungsverfahren zum erleichterten Ar- 
beitsmarktzugang ist nicht vorgesehen. 

Aber auch die Arbeitsmigration bleibt 
mangelhaft bis gar nicht geregelt. Nicht 
ohne Grund kritisieren auch Vertreter der 
deutschen Wirtschaft den Zuwanderungs- 
kompromiss: Das ursprünglich beabsich- 
tigte Punktesystem als arbeitsmarktunab- 
hängiges und innovatives Steuerungsin- 
strument der Einwanderung — quasi das 
Kernstück der Arbeitsmigration — wurde 
ersatzlos gestrichen. Der generelle An- 
werbestop aus dem Jahr 1973 bleibt wei- 
ter bestehen, auch wenn heute schon über 
30 Ausnahmetatbestände existieren. Ver- 
besserungen gibt es nur für Hochqualifi- 
zierte, Selbständige und einen Teil der 
ausländischen Studienabsolventen. Wel- 
chen kleinen oder mittelständischen 
Unternehmer, der einen Facharbeiterman- 
gel auszugleichen versucht, interessiert 
das wirklich? 

Viele konkrete Regelungen sind zur 
Zeit noch ungewiss. Dem Ausgang der 
Schily-Müller-Beckstein-Gespräche kann 
man aber nur mit größter Skepsis ent- 
gegensehen. 

Das Zuwanderungsgesetz ist inhaltlich 
gescheitert! 

Der Kölner Flüchtlingsrat wurde im 
März 2004 zwanzig Jahre alt. In einer 
Broschüre hierzu heißt es: „Zum Weiter- 
machen gibt es keine Alternative!“ 

Die gibt es wirklich 
nicht. 

Köln, den 28.05.2004 
Claus-Ulrich Prölß 
Förderverein Kölner 

Flüchtlingsrat e.V. 


„Nacht 
und Nebel 
Aktion” 


zur Abschiebung Oppositio- 
neller von Hamburg in die 
Diktatur Togo 


In der Nacht vom 25. auf den 26. Mai 
2004 verwandelte sich der BGS- und der 
Charterflugbereich des Hamburger Flug- 
hafens in eine Polizeifestung. Der Groß- 
charter zur Deportation nach Togo via 
Amsterdam wurde entgegen der Behaup- 
tungen gegenüber Menschenrechtsorga- 
nisationen und Journalisten durch den 
Pressesprecher der Hamburger Auslän- 
derbehörde Semkal im Schutze der Dun- 
kelheit heimlich und mit weit über hun- 
dert Polizeibeamten durchgeführt. Ge- 
spenstische Szenen waren am Flughafen 
zu beobachten. Patrouillen mit Schäfer- 
hunden, Beamte behelmt und maskiert, 
Bündel von Plastikfesseln und neue Mo- 
delle der Folterhelme, die nach dem Tod 
von Ameer Agib 1999 vom Innenminis- 
terium präsentiert wurden, werden zum 
Gefangenentrakt gebracht. Beamte tele- 
fonieren: „Wir schieben Schwarze ab, 
nach Togo, nach Afrika“. Um 0.30, eine 
halbe Stunde nach Beginn des Nacht- 
flugverbotes, landet ein Flugzeug (laut 
Augenzeugen eine Maschine der nieder- 
ländischen Airline KLM). Kurz vor eins 
werden Gefangene, gefesselt und min- 
destens einer mit Helm, einzeln oder zu 
zweit in Polizeitransporter gebracht. Die 
Transporter (ca. 14) fahren im Abstand 
von 30 Sekunden vor einen Hallenaus- 
gang, von wo die Opfer schnell in die 
Wagen geführt werden und dann weiter 
Richtung Rollfeld gebracht werden. Da- 
nach wird es ruhig. Um 2.00 Uhr startet 
eine Maschine in den Hamburger Nacht- 
himmel. 

Neben vier togoischen Flüchtlingen 
aus Hamburg wurden nach unserem Wis- 
sen zwei weitere aus Berlin, einer aus 
Sachsen-Anhalt und ein kamerunischer 
Flüchtling aus Karlsruhe in das Flugzeug 
gezwungen. Mehrere der uns bekannten 
Gefangenen hatten sich bereits zuvor ih- 
rer Abschiebung in die Diktatur Togo 
widersetzt, mindestens drei waren nach 
eigenen Aussagen deshalb in Polizeige- 
wahrsam misshandelt worden. Ein Ge- 
fangener informierte kurz vor der Ab- 
schiebung seine Angehörigen, dass er 
mit anderen auf dem Hamburger Flugha- 
fen sei und dass sie sich weigern werden, 
das Flugzeug zu besteigen. Der Mann 
aus Kamerun war ebenso wie die togoi- 
schen Flüchtlinge in oppositionellen Or- 
ganisationen tätig. Er war auch an einer 
demonstrativen Besetzungsaktion der 

— 
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kamerunischen Botschaft in Bonn betei- 
ligt, wonach die Botschaft geäußert hat- 
te, dass sie die Aktivisten gerne in ihre 
Hände bekommen würde. All dies war 
bekannt, ebenso wie die Aktivitäten der 
anderen Abgeschobenen gegen das Regi- 
me des General Eyademas in Togo, den- 
noch wurden die Asylgesuche abgelehnt. 

Mit falschen Informationen wird die 
Öffentlichkeit hinters Licht geführt und 
im Geheimen werden Menschen, die den 
Schutz durch die Genfer Konventionen 
genießen müssten, unter massiver Ge- 
waltanwendung in die Hände ihrer Ver- 
folger ausgeliefert. 

Die Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen, Perspec- 
tive Togo e.V. Hamburg und die Sozialis- 
tische Partei Iran (SPI) protestieren ge- 
gen die kriminellen und menschenrechts- 
verletzenden Praktiken der deutschen 
Behörden, die sich nicht nur in der ge- 
strigen Massendeportation, organisiert 
von der Clearingstelle (Säuberungsstel- 
le) Hamburg, zeigt. 

Wir rufen zur Mobilisierung aller ge- 
sellschaftlichen Kräfte auf, um die Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit, die 
von deutschen Behörden systematisch 
und auf alltäglicher Basis vorbereitet und 
durchgeführt werden, zu stoppen. 


Am 25. Mai fand in Karlsruhe eine Kundgebung gegen die Abschiebung von Ndi Findley 
statt. Trotz der wegen der gebotenen Eile sehr kurzfristigen Mobilisierung seit Sonntag sowie 
dem für viele Menschen eher ungeschickten Termin um 13 Uhr unter der Woche fanden sich 
zeitweise bis zu 50 Menschen in der Innenstadt zusammen, um auf dem Karlsruher Marktplatz 
Menschen über die Situation und die drohende Abschiebung zu informieren. 

Am Morgen wurde Findley aus dem Mannheimer Abschiebegefängnis abgeholt und nach 
Hamburg verfrachtet, um von dort aus nach Kamerun abgeschoben zu werden. Die Abschie- 
bung nach Kamerun stellt für Findley als jahrelangem politischen Aktivisten gegen das dortige 
Regime eine große Gefahr dar, was in verschiedenen Reden, unter anderem von einem ande- 
ren Mitglied seiner Gruppe, und auf den verteilten Flugblättern dargelegt wurde. 


Wir unterstreichen erneut die Forde- 
rung nach einem sofortigen generellen 
Abschiebestopp nach Togo! 


Karawane für die Rechte der Flücht- 
linge und MigrantInnen 
Koordinationskreis Hamburg I 


Kaplan & Co.: Islamisten-Abschiebungen aus Deutschland / Frankreich / Großbritannien 


Ein Mittel gegen reaktionäres Denken ??? 


00 Radikale Vorbeter aller Länder, 
vereinigt Euch in Euren Her- 
kunftsländern? — Vorige Woche 

sorgten Versuche, einzelne Islamisten 

über die Landesgrenze zu schaffen, zu- 
gleich in Deutschland, in Frankreich und 

Großbritannien für Schlagzeilen. 

Schon am 21. April abgeschoben wor- 
den war der bisher in der Lyoner Vorstadt 
Venissieux tätige Vorbeter Abdelkader 
Bouziane. Am vorletzten Samstag war er 
aber zurück in Frankreich: Seine Ab- 
schiebung war illegal. Anfang April hatte 
das Stadtmagazin Lyon Mag, das für sei- 
nen zweifelhaften Sensationsjourna- 
lismus bekannt ist, ein Interview mit dem 
Imam publiziert. Darin soll er sich, so die 
Revue, für die Steinigung fremd gehen- 
der Ehefrauen ausgesprochen haben. 
Eine andere Darstellung lautet so: Bouzi- 
ane habe das französische Wort für Stei- 
nigung (lapidation) nicht verstanden; dar- 
aufhin habe die Interviewerin ihm erklärt, 
dass man dabei seine untreue Ehefrau 
prügele. Welche Version die richtige ist, 
soll jetzt eine gerichtliche Auswertung 
der Tonbänder klären. Fest steht, dass 
Bouziane sich darüber ausließ, was dazu 
im Koran stehe dieser schreibt Schläge 
vor, die Steinigung steht dagegen im Al- 
ten Testament der Bibel. An mehreren 
Stellen setzte Bouziane aber hinzu, in 
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Frankreich hätten Moslems das französi- 
sche Gesetz zu respektieren. 

Das Interview blieb zuerst unbeachtet, 
dann wollte die Polizei die Unterlagen er- 
halten: Man vermute, dass Bouziane im 
Kontakt mit Terroristen stehe. Kurz dar- 
auf saß Bouziane im Flugzeug nach Al- 
gier. Vier Tage zuvor war bereits ein Vor- 
beter aus Brest abgeschoben worden. 
Innenminister Dominique de Villepin hat- 
te bewusst die Medien dazu eingeschaltet. 
Doch die angeblichen Beweise, anonyme 
Polizeidokumente voller Gemeinplätze, 
waren den Gerichten zu dürftig. 

In einem Gastkommentar in Liberation 
kritisieren die französischen Feministin- 
nen Maud Gelly, Suzy Rojtman und 
Maya Surduts „eine Vereinnahmung des 
ernsten Themas ‚Gewalt gegen Frauen‘ 
durch die Regierungspolitik“, die anson- 
sten nicht sehr darum besorgt sei. In 
Frankreich sterben pro Monat sechs Frau- 
en durch eheliche Gewalt — was größten- 
teils nicht auf Imame zurückgeht. Die 
Autorinnen meinen, dass man das Pro- 
blem sexistischer Gewalt nicht aus der 
französischen Gesellschaft auslagern sol- 
le, und fügen hinzu: „So reaktionär und 
frauenfeindlich er auch ist: Herr Bouzia- 
ne hat das Anrecht auf einen Prozess, 
wenn er gesetzwidrige Äußerungen ab- 
gibt.“ Einen Prozess in Frankreich erhält 


er jetzt auch; er beginnt an diesem Don- 
nerstag. 

Andere Hintergründe haben die Fälle 
von Metin Kaplan in Köln, der in den 
Neunziger Jahren zur Ermordung eines 
Rivalen aufgerufen haben soll (der in 
Berlin auch tatsächlich getötet wurde), 
und des in London verhafteten Predigers 
Abu Hamza. Letzterer unterhielt tatsäch- 
lich seit Jahren offenen Kontakt zu Ter- 
rorgruppen, etwa den algerischen „Be- 
waffneten islamischen Gruppen“ GIA. 
Die USA, deren Dienste früher gute Kon- 
takte zu dem ehemaligen Afghanistan- 
kämpfer gegen die Sowjets unterhielten, 
verlangen jetzt seine Auslieferung. 

Aber auch für die beiden gilt: Wer ge- 
gen Strafgesetze verstößt -reaktionäre 
Dummheit allein ist nicht strafbar -, der 
kann auch im Lande seines Wirkens vor 
Gericht gestellt werden. Abschiebung da- 
gegen ist immer eine schlechte Lösung: 
Sie ist grundsätzlich diskriminierend, da 
sie keinem deutschen oder französischen 
Schwerstverbrecher widerfahren kann. 
Sie hält eine inhumane Maschinerie des 
„Ausländerrechts“ am Laufen. Und wa- 
rum sollte man den Menschen in Algerien 
oder der Türkei Zeitgenossen zumuten, 
die dort vielleicht mehr Schaden anrich- 
ten könnten als hierzulande? 

Bernhard Schmid, Paris W 


:neuerscheinungen, ankündigungen 


Wider das 
Kleinreden der 
Gefahren 


Gewaltbereitschaft ist ein 
prägnantes Merkmal der Ka- 
meradschaftsszene. Außer- 
dem sei es eine Tatsache, 
dass „unbemerkt von der Öf- 
fentlichkeit und vor den Au- 
gen der Verfassungsschützer 
amtsbekannte Neonazis wie 
Christian Worch und Thomas 
Wulf aus Hamburg ein 
bundesweit agierendes, soge- 
nanntes führerloses Netzwerk 
aufbauen konnten, das aber 
klare Führungsstrukturen be- 
sitzt“, so die Kernthese, der 
anlässlich der Vorstellung des 
Sammelbandes von der Süd- 
deutschen Zeitung befragten 
Andera Röpke. 

„Wir sind, als wir vor Jah- 
ren begannen, die Aktivitäten 
des Aktionsbüros Nord in 
Hamburg zu beobachten, sehr 
bald auf die Kameradschaft 
Süd gestoßen.“ 

Michael Wiese zum Bei- 
spiel. Als Koordinator des 
vereitelten Bombenanschlag 
auf den Bau der Synagoge in 
München pflegte er Kontakte 
zu Mitgliedern der NPD, 
mischte im regionalen Sam- 
melversuch von CSU-Mit- 
gliedern und rechter ‚Demo- 
kratie Direkt‘ mit und war 
zusammen mit seinen Ge- 
folgsleuten bis zuletzt an der 
Durchführung von Infoti- 
schen und öffentlichen Aktio- 
nen beteiligt. Unterstützt 
durch das ‚Norddeutsche Ak- 
tionsbündnis‘, baute dessen 
süddeutscher Ableger die Zu- 
sammenarbeit mit der ‚Frän- 
kischen Aktionsfront‘“ und 
dem ‚Aktionsbüro Mittel- 
deutschland‘ aus. Das, wie 
auch die detailliert geschil- 
derten Verbindungen der 
sechs unmittelbar planungs- 
beteiligten Mitglieder der 
‚Kameradschaft Süd‘ zusam- 
men mit den beiden der Waf- 
fenbeschaffung beschuldigten 
Nazis aus Mecklenburg Vor- 
pommern sowie der drei Be- 
teiligten aus Brandenburg zu 
früheren Taten und weiteren 
Tätern stehen in krassem 
Kontrast zur Einschätzung 
des bayrischen Landesamt 
für Verfassungsschutz, das 
auf eine Anfrage Münchner 


Stadträte von SPD und Grü- 
nen am 9. Oktober 2003 jeg- 
liche Gefahr und jegliche po- 
litische Zusammenhänge be- 
stritt und erklärte, dass „ein 
rechtsextremistisches Netz- 
werk mit der Zielrichtung, 
Gewalttaten oder sonstige 
militante Aktionen durchzu- 
führen, nicht erkennbar“ sei. 
In die gleiche Kerbe 
schlägt auch das Bundesamt, 
das in einer kleinen, aktuel- 
len Broschüre das Verhältnis 
von NPD und freien Kame- 
radschaften als eine Anein- 
anderreihung von Tiefschlä- 
gen und aussichtslosen Be- 
mühungen deutet: „Um die 
seit den Vereinsverboten in 
den 90er Jahren immer mehr 
zersplitterte Neonaziszene zu 
koordinieren und ihre Ak- 
tions- und Mobilisierungsfä- 
higkeit zu erhöhen, wurden 
in den letzten Jahren ver- 
stärkt Aktionsbündnisse und 
Aktionsbüros gegründet. Den 
Anfang machte das Aktions- 
büro Norddeutschland in 
Hamburg.“ Doch seien die 
Bemühungen der Büros und 
Bündnisse „ohne größere 
Wirkung“ geblieben, meinen 
die Verfassungschützer. 
Während sich das Bundes- 
amt noch nicht einmal um 
eine faktische Schilderung 
der Vorgänge bemüht, gelingt 
es Andreas Speit, die Diffe- 
renzen im Lager des organi- 
sierten Nationalsozialismus 
darzustellen, ohne dabei die 
Verbindungen aus dem Auge 
zu verlieren. So zeige sich an 
den Aufmärschen gegen die 
Wehrmachtsausstellung wie 
auch beispielsweise am Auf- 
marsch zum Heldengedenk- 
tag 2003 in Halbe, dass die 
verschiedenen Flügel durch- 
aus in der Lage sind, gemein- 
sam zu agieren. Entsprechend 
dürfe man sich das Netzwerk 
des bekennenden Nationalso- 
zialismus weder als eine 
„führerlose Struktur“, noch 
im Sinne einer zentral ge- 
lenkten Partei vorstellen. 
Vielmehr gruppierten sich 
eine Vielzahl der etwa 160 
Kameradschaften um regio- 
nale Koordinierungsstellen 
(Aktionsbüros in West, Süd 
und Mitteldeutschland...), 
respektive an einem der bei- 
den Antipoden und Stich- 


wortgeber Christian 
Worch oder Thomas ir 
Wulf. Die mit Abstand 
bedeutendste Füh- 
rungsstruktur stellt das 
„Aktionsbüro Nord- 
deutschland“ (Wulfflü- 
gel) dar, welches sich 
in bewusster Anleh- 
nung an die Initialen 
des Nationalsozia- 
lismus sowie der in 
den 70er Jahren von 
Michael Kühnen ge- 
gründeten Aktionsfront 
Nationaler Sozialis- 
ten/Nationale Aktivis- 
ten selbst „NSAN“ ab- 
kürzt. Die Gefahr, die 
von diesen Nazigrup- 
pen ausgehe, werde, so An- 
dreas Speit, fahrlässig unter- 
schätzt. Tatsächlich haben es 
die braunen Kameradschaften 
in kürzester Zeit geschafft, 
was den rechten Parteien in 
mehreren Jahrzehnten nicht 
gelungen ist: breiten Zulauf 
unter jungen Leuten und Auf- 
bau von Lokalen Gruppen. 
Der Weg dorthin führt über 
eine spezifische „rechte Er- 
lebniswelt“, von Partys, Fuß- 
ball und Rechtsrockkonzerten 
angefangen bis zu Politauf- 
märschen und Wehrsport- 
übungen. 

Neben den beiden hier vor- 
gestellten Beiträgen, sind 
auch alle weiteren (darunter 
einer zu rechter Mode sowie 
ein weiterer über den ver- 
stärkten Aus- und Aufbau 
großer Schulungszentren ins- 
besondere in Mecklenburg 
Vorpommern und Branden- 
burg) informativ und gut ge- 
schrieben. Aufmerksame Le- 
serinnen der antifaschisti- 
schen Zeitschrift ‚Der Rechte 
Rand‘, in der alle der hier 
versammelten Autoren be- 
reits veröffentlicht haben, 
finden in diesem Band zwar 
wenig Neues, erhalten dafür 
aber einen kompakt aufberei- 
teten Überblick. Schade nur, 
dass der Verlag auf jegliche 
Quellenangaben verzichtete, 
so dass die Möglichkeit fehlt, 
mit dem Band weiter zu ar- 
beiten. Voraussichtlich richtet 
sich die Veröffentlichung 
auch eher an allgemeinpoli- 
tisch interessierte Leserinnen 
und Leser; Doch selbst dort 
widerspräche eine flüssige 


Schreibe sich nicht mit einem 
sorgfältig aufbereiteten Index 
und Quellenanhang. 


kun I 


Andrea Röpke / Andreas 
Speit (Hg.): Braune Kame- 
radschaften - Die neuen 
Netzwerke der militanten- 
Neonazis, Ch. Links Verlag, 
März 2004, + 14,90.- 


Nur die wenigsten Käufer 
waren „Parteigenossen” 


Aktuelle Untersu- 
chung über die 
„Arisierung” von 
jüdischem Haus- und 
Grundbesitz in 


Bremen 
von Thomas Klaus 


Die liberale Kaufmannstradi- 
tion und die Überschaubar- 
keit einer relativ kleinen 
Großstadt — das mögen ent- 
scheidende Faktoren dafür 
gewesen. sein, dass in Bre- 
men die „Arisierung“ von jü- 
dischem Eigentum weniger 
hemmungslos praktiziert 
wurde als in anderen Kom- 
munen Nazi-Deutschlands. 
Und dennoch war die Weg- 
nahme von Grundstücken, 
Häusern und Firmen zu 
Spottpreisen auch in der Han- 
sestadt Bestandteil der deut- 
schen Raubmordpolitik — an 
der sich ein großer Teil der 
„Arier‘“ beteiligte, und sei es 
„nur“ durch seine Mitwisser- 
schaft. 
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So könnte man eine aktuel- 
le Untersuchung des Histori- 
kers Hanno Balz zusammen- 
fassen. In ihr setzt sich der 
33-Jährige schwerpunktmäßig 
mit der „Arisierung“ jüdi- 
schen Haus- und Grundbesit- 
zes in Bremen auseinander. 

Seine 128-seitige Studie 
wurde jetzt als zweiter Band 
der Schriftenreihe „Erinnern 
für die Zukunft“ des gleich- 
namigen Vereins publiziert. 
Dieser Verein mit Sitz im 
Staatsarchiv will die Erinne- 
rung an die Zeit des National- 
sozialismus wach halten. 
Leitbilder wie Menschenwür- 
de, Toleranz und Zivilcourage 
sollen nicht zuletzt für junge 
Menschen erfahrbar gemacht 
machen. Erschienen ist das 
Buch „Die ‚Arisierung‘ von 
jüdischem Haus- und Grund- 
besitz in Bremen“ in der Edi- 
tion Temmen. 


Wunsch nach 
Bereicherung 


Die Mitschuld der nicht-jüdi- 
schen Bevölkerung nimmt in 
der Arbeit von Balz, die auf 
seiner Magisterarbeit im Fach 
Geschichte an der Universität 
Bremen beruht, viel Platz ein. 
Die Überzeugung des Autors 
nach einem gründlichen 
Quellenstudium im Staatsar- 
chiv: „Alle, die jüdisches Ei- 
gentum erwarben, wussten, 
woher dieses stammte. Schon 
ab Mitte 1938 war in den 
Kaufverträgen eine Klausel 
vorhanden, die eine Erklä- 
rung über die jüdische Ab- 
stammung der Verkäufer ent- 
hielt. Auch davor war be- 
kannt, aus welchen Umstän- 
den heraus ein Grundstück 
verkauft wurde und von 
wem.“ 

Die meisten Erwerber wa- 
ren Kaufleute. Aber auch 
zahlreiche Anwälte, Architek- 
ten, Ingenieure und Ärzte fin- 
den sich auf der Käufer-Seite. 
Ihr Motiv war Balz zufolge 
weniger ein virulenter Antise- 
mitismus als vielmehr der 
Wunsch nach Bereicherung. 

Vielleicht überraschend: 
Der Anteil der NSDAP-Mit- 
glieder unter den Käufern lag 
bei nicht mehr als zehn Pro- 
zent. Überhaupt spielte die 
Partei bei der „Arisierung“ 
von jüdischem Haus- und 
Grundbesitz in Bremen eine 
Nebenrolle. Teil des Arisie- 
rungsverfahrens war eine gut- 
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achterliche Stellungnahme der 
NSDAP, vorgeschrieben durch 
einen Erlass des Reichswirt- 
schaftsministers vom 9. Fe- 
bruar 1939. In Bremen ging 
die NSDAP mit dieser ihr 
übertragenen Aufgabe an- 
scheinend recht halbherzig 
und nachlässig um. So beklag- 
te sich die Verwaltungsbehör- 
de denn auch, dass die Partei 
in diversen Fällen gar nicht 
oder erst dann Stellung bezo- 
gen hatte, als das Genehmi- 
gungsverfahren bereits abge- 
schlossen war. Das „undiszi- 
plinierte“ Verhalten der 
NSDAP-Keeisleitung führte 
schließlich im Oktober 1939 
sogar zu einem Beschwerde- 
schreiben des Bremer Innense- 
nators an die Parteispitze. Ge- 
ändert hat es jedoch anschei- 
nend wenig. 

Bei so genannten Firmen- 
arisierungen war der Druck 
der Verwaltung und der 
NSDAP oft sehr stark. Bis 
zum Frühjahr 1938 wurden 
bereits 60 bis 70 Prozent der 
Jüdischen Betriebe „arisiert“ 
oder liquidiert. Hingegen fiel 
der Druck bei den jüdischen 
Grundstücken und Häusern 
schwächer aus. Das ist etwa 
daran erkennbar, dass bei der 
„Arisierung“ jüdischer Unter- 
nehmen Treuhänder für die 
Abwicklung eingesetzt wur- 
den; beim jüdischen Haus- 
und Grundbesitz wurde jedoch 
auf sie verzichtet. Die meisten 
Grundstücke und Häuser wur- 
den erst nach der Pogrom- 
nacht 1938 verkauft. Mit der 
so genannten Reichskristall- 
nacht nahm der staatliche 
Druck zum Verkauf und zur 
Auswanderung deutlich zu. 

Die 247 Bremer „Grund- 
stücksarisierungen“ teilten 
sich nach den Angaben von 
Hanno Balz folgendermaßen 
auf: Von neun Schenkungen 
oder Überlassungen abgese- 
hen, handelte es sich um 190 
„freihändige‘“ Verkäufe und 
48 Einziehungen durch das 
Reich. Dabei gingen Grund- 
stückswerte von 12,9 Millio- 
nen Reichsmark an „arische“ 
Erwerber und 1,3 Millionen 
RM an den Staat über. 

Den Hauptanteil am jüdi- 
schen Grundbesitz in Bremen 
machten Ein- und Zweifami- 
lienhäuser aus. Im Gegensatz 
zu. den großen Geschäftshäu- 
sern und Mietskasernen in an- 
deren Großstädten konnten 


sie nur in eingeschränktem 
Umfang als Spekulationsob- 
jekte für die „Arisierer“ die- 
nen. Die hohe Quote an Ein- 
und Zweifamilienhäusern 
deckt sich mit der allgemein 
hohen Verbreitung von sol- 
chen Objekten im Stadtge- 
biet. 43 Prozent des Wohn- 
raumbestandes wurden von 
Einfamilienhäusern besetzt, 
38 Prozent von Zweifamilien- 
häusern und regelrechte 
Mietskasernen waren ledig- 
lich zu drei Prozent vorhan- 
den (zum Vergleich: Der 
Reichsdurchschnitt lag bei 
43,7 Prozent). Während bei- 
spielsweise in Hamburg häu- 
fig Immobilienverwaltungen 
als Käufer von jüdischem 
Haus- und Grundbesitz in Er- 
scheinung traten, waren die 
„Grundstücksarisierungen“ in 
Bremen in erster Linie eine 
Angelegenheit von Privatleu- 
ten. 

Diese Privatleute konnten 
sich auf eine klare Rückende- 
ckung durch die braunen 
Machthaber stützen. Als Stan- 
dardwerk für die Verwal- 
tungspraxis galt die 1939 her- 
ausgegebene Broschüre „Die 
Entjudung des deutschen 
Grundbesitzes“ von Regie- 
rungsrat Dr. Albert Scholl. 
Der schrieb in seinem Vor- 
wort: „Mit der ihr eigenen 
Großmut hat die (nationalso- 
zialistische) Bewegung den 
Juden Zeit und Muße gelas- 
sen, ihre Zelte bei uns abzu- 
brechen und zu gehen. Die 
Juden haben die Zeichen der 
Zeit nicht verstanden und die 
Gelegenheit nicht genutzt. 
(...) Nunmehr ist der Weg of- 
fen, den deutschen Grund und 
Boden von den jüdischen 
Fesseln zu befreien.“ 

In diese Kerbe schlug 
ebenso der „Reichsbund der 
Haus- und Grundbesitzer“. Er 
betonte bereits Anfang 1938 
in einem Heft unter dem Titel 
„Die Juden in der Wohnwirt- 
schaft“, dass der Mieterschutz 
für Juden endlich fallen und 
die Juden aus der deutschen 
Wohnungswirtschaft komplett 
entfernt werden müssten. 
Eine interessante Personal- 
überschneidung konnte ab 
1937 in Bremen beobachtet 
werden: Damals trat Heinrich 
Böhmcker sein Amt als Re- 
gierender Bürgermeister von 
Bremen an, das er bis zu sei- 
nem Tode 1943 ausübte. Zu- 


gleich blieb der Rechtsanwalt 
im Vorstand des „Reichsbun- 
des“ aktiv und fungierte als 
dessen Repräsentant für Bre- 
men. 


Hanno Balz, Die Arisierung 
von jüdischem Haus- und 
Grundbesitz in Bremen, 
128 Seiten, Hardcover, Edi- 
tion Temmen, 2004, 12,90 
Euro, ISBN 3-86108-689-1 


Gegen das 
Vergessen... 


Mitte Februar 1933 wurde der 
damals 16-jährige Fritz 
Bringmann das erste Mal der 
politischen Polizei vorge- 
führt. „Ich war sehr aufge- 
regt. Zwei Hünen von Polizis- 
ten holten einen schmächti- 
gen Schuljungen aus dem 
Haus! Auf dem Weg zur Poli- 
zeiwache ... begegneten uns 
viele Arbeiter, die mich kann- 


ten. Was ihnen bei diesem 


Anblick wohl durch den Kopf 
gegangen ist ...“, beschreibt 
er in seiner Biographie „Er- 
innerungen eines Antifaschis- 
ten“. Am 1. Mai 1933 wurden 
zwei seiner Brüder verhaftet 
und in das Konzentrationsla- 
ger Fuhlsbüttel (Kolafu) in 
Hamburg gebracht. Weihn- 
achten 1933 wurden sie wie- 
der entlassen. „Was Werner 
und Alfred über die un- 
menschlichen Misshandlun- 
gen erzählten, klang so un- 
wahrscheinlich, dass ich mich 
innerlich dagegen sträubte, es 
zu glauben.“ Als 17-Jähriger 
wurde er im April 1935 das 
erste Mal verhaftet und gefol- 
tert. Später wurde er nach 
Sachsenhausen und Neuen- 
gamme verschleppt. Dort 
wurde er mit der unvorstell- 
baren Grausamkeit der SS- 
Schergen konfrontiert. 


Kürzlich veröffentlichte Fritz Bring- 
mann seine Lebenserinnerungen. Zwan- 
zig Jahre hat er an diesem Buch gearbei- 
tet, mit dem er „eine Tür offen halten“ 
möchte „für diejenigen, die etwas wis- 
sen wollen über die Zeit, in der ich ge- 
lebt habe, und gegen diejenigen, die die- 
se Tür gern zuschlagen würden.“ 

Birgit Gärtner I 


Fritz Bringmann, Erinnerungen eines 
Antifaschisten 1924 - 2004, Konkret- 
Literatur-Verlag, Hamburg 2004, 260 
Seiten, 14,40 Euro 


Aus der Vorgeschichte der 
NSDAP: 
„Die Schwarze Reichswehr” 


Nach dem 1. Weltkrieg und den Kämp- 
fen gegen eine sozialistische Räterepu- 
blik sammelten sich Freikorpssoldaten, 
Baltikumskämpfer und andere Militaris- 
ten in verschiedenen halblegalen Forma- 
tionen (halblegal, weil die Siegermächte 
nur ein 100000 Mann-Heer erlaubten) 
wie der Brigade Ehrhardt, nachmalig 
Organisation Consul. Eine dieser Trup- 
pen war die Schwarze Reichswehr (SR), 


die im Raum Berlin-Brandenburg agier- 
te - ihr Name wurde zum Synonym für 
die gesamten Wehrverbände. Die SR 
wuchs unter den Fittichen der Reichs- 
wehr und mit Hilfe von Gönnern aus In- 
dustrie und Grundbesitz auf bis zu 
20000 Mann. Bekannt wurde sie durch 
den „Küstriner Putsch“ vom Oktober 
1923 -— ein kläglich gescheiterter Staats- 
streich mit dem Ziel einer Militärdikta- 
tur — und diverse Fememorde gegen ei- 
gene Leute, von denen Verrat befürchtet 
wurde. 

Bernhard Sauer hat insbesondere die 
Gerichtsakten ausgewertet, die im Zuge 
der Verfahren wegen dieser Morde ange- 
fertigt wurden. Es entsteht ein Bild völ- 
lig verrohter Landsknechte, die nahezu 
jedem Befehl eines Vorgesetzten nach- 
gekommen wären. Dies verband sich 
mit einem zutiefst reaktionären und 
menschenverachtenden Weltbild, das 
die SR-Angehörigen — Mannschaften 
wie Offiziere — später fast alle in die 
NSDAP eintreten ließ. Fu 


Bernhard Sauer: Schwarze Reichs- 
wehr und Fememorde. Eine Milieustu- 
die zum Rechtsradikalismus in der 
Weimarer Republik, Metropol-Vig., 
Berlin 2004, 359 S. 19 Euro 


1] Die Geschichtswerkstatt Oberhausen e.V. und das 
Katholische Bildungswerk Oberhausen haben 
eine Broschüre über das Leben von Dr. Joseph C. 
| Rossaint herausgegeben, die Berichte und Materi- 
‚alien über das couragierte Leben des Kaplans 
| enthält. Wegen seiner Opposition gegen den Na- 
‚| tionalsozialismus musste Rossaint 9 Jahre im 
| Zuchthaus verbringen. Nach 1945 tat sich die Kir- 
| | chenleitung schwer mit ihm, auch weil er seine 
Kontakte zu Kommunisten nicht aufgeben wollte. 


Erst kurz vor seinem Tod kam es zu einer Versöh- 


nung. 


36 Seiten A5 mit zahlreichen Fotos, Preis 

3 Euro, ab 20 Ex. 2 Euro, ISBN 3-00-013609-6, im 
Buchhandel oder über Geschichtswerkstatt Ober- 
hausen e.V., Am Förderturm 27, 46049 Oberhau- 
sen, Tel. 0208-856326, mail: info@geschichts- 
werkstatt-oberhausen.de 
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underbar!“ Erika Steinbach 
W freut sich. Ende April haben 
3 sich — nach Vorarbeiten der 
Friedrich-Ebert-Stifung (vgl. AN 
8/2004) — Vertreterinnen und Vertreter 
Deutschlands, Österreichs, Ungarns, Po- 
lens, Tschechiens und der Slowakei in 
der polnischen Hauptstadt Warszawa ge- 
troffen und über die mögliche staatliche 
Förderung des „Netzwerks gegen Ver- 
treibungen“ gesprochen. Einig ist man 
sich — trotz anderslautender Behauptun- 
gen der deutschen Kulturstaatsministerin 
— nicht geworden, aber die Revisionsach- 
se Berlin-Wien-Budapest macht mächtig 
Druck: Bis Oktober soll das Netzwerk 
konkrete Gestalt annehmen. Europaweit 
will man unterschiedliche Initiativen, die 
sich gegen „Zwangsmigration und Ver- 
treibungen“ richten, vernetzen. Finanzie- 
ren soll das Vorhaben unter anderem die 
EU. 

„Wer hätte bei Gründung des Zen- 
trums gegen Vertreibungen gedacht“, ju- 
belt die BdV-Präsidentin im Deutschen 
Ostdienst, „dass diese Stiftung durch ihre 
Existenz und ihr wegweisendes Konzept 
die Initialgründung zu einer europäi- 
schen Diskussion auf staatlicher Ebene 
sein würde.“ Das „Netzwerk gegen Ver- 
treibungen“, von taz und Bundesregie- 
rung als friedensstiftende Alternative 
zum „Zentrum gegen Vertreibungen“ ge- 
feiert, unterscheidet sich tatsächlich 
nicht von diesem: „Der Themenkreis, der 
in diesem künftigen Netzwerk behandelt 
werden soll‘, betont Steinbach, „ist iden- 
tisch mit dem des Zentrums gegen Ver- 
treibungen: Die Vertreibungen des zwan- 
zigsten Jahrhunderts in Europa.“ 

„Warum nicht gleich so?“ fragt Sibylle 
Dreher in der Deutschen Umschau des 
BdV NRW. „Die Diskussion um ein Zen- 
trum hat nun also dazu geführt, dass eu- 
ropaweit dieser Teil der Geschichte (...) 
aufgearbeitet werden soll.“ Fatal: Nicht 
nur stehen neue Spannungen zwischen 
Deutschland und seinen Nachbarstaaten 
bevor, auch ungarische Revisionsansprü- 
che, polnische Avancen gegenüber der 
Ukraine oder rumänische Forderungen 
an Moldova dürften nun wieder auf die 
Tagesordnung kommen. Nur das russi- 
sche Außenministerium warnt offen vor 
den Konsequenzen: „Solch eine Diskus- 
sion (würde) die Europäer unvermeidlich 
in die schwierige Vergangenheit zurück- 
bringen (...), negative Emotionen gegen- 
einander hervorrufen“. „Das wäre um so 
mehr im Kontext des bevorstehenden 60. 
Jahrestages des Endes des Zweiten Welt- 
krieges kontraproduktiv, das die Völker 
Europas, die sich an die Lehren des Krie- 
ges und dessen Ergebnisse erinnern, im 
Geiste der gegenseitigen Verständigung 
und der historischen Versöhnung bege- 
hen wollen.“ jk (nach DOD 5/2004, 

Deutsche Umschau 5/2004) 8 
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:aus der faschistischen presse 


Länger arbeiten für weni- 
ger Geld 


Nation & Europa Mai 2004 
Um den früheren CDU-Bundestagsabge- 
ordneten MARTIN HOHMANN iist es 
nach seinem Fraktionsausschluss in der 
Öffentlichkeit recht still geworden. Das 
es sich bei seiner Skandalrede um keinen 
Ausrutscher, sondern den Ausdruck ei- 
nes antisemitischen Weltbildes handelt, 
beweist ein Interview, das er dem „Na- 
tion & Europa“-Mitarbeiter ERIC WE- 
BER gab und das in der Maiausgabe des 
Blattes wiedergegeben wird. „Das Wort 
‚Antisemitismus‘ wird von Ihnen zu 
Recht als ‚Totschlagvokabel‘ bezeichnet. 
Damit läßt sich trefflich eine Druck- und 
Drohkulisse aufbauen. Ja, manche kon- 
servative (so im Original, tri) Politiker 
fallen geradezu in den Zustand einer 
‚Angststarre‘ wenn sie dieses Wort hö- 
ren.Nichts fürchten sie mehr als eine ent- 
sprechende Stigmatisierung“. 

Das Thema des Heftes lautet „Die 
Achse des Bösen“ und wird mit einem 
Titelfoto illustriert, das George Bush und 
Ariel Scharon vor einer US- und einer is- 
raelischen Flagge zeigt. Und HARALD 
NEUBAUER äußert sich im Editorial 
folgendermaßen: „Denn die in der UNO 
zum Kaffeekränzchen versammelte 
“Weltgemeinschaft“ unterliegt dem Veto 
der USA. Und die werden Israel selbst 
dann noch schützen, wenn seine Raketen 
im “Papamobil“ des Heiligen Vaters ein- 
schlagen....Zu den ungern angesproche- 
nen Hintergrundfakten des Weltgesche- 
hens zählt es, daß man in den USA die 
Wahlen nur gewinnen kann, wenn man 
über zweierlei verfügt: einen prall gefüll- 
ten Geldbeutel und die Unterstützung der 
Medien. Beides ist ohne die israelitische 
Lobby an der amerikanischen Ostküste 
kaum zu schaffen“. Anitsemitismus als 
Totschlagvokabel? 

Gerne bedienen sich Neonazis aller 
Fraktionen des Mittels der sozialen De- 


magogie und versuchen, sich als die be- 
sten Vertreter der Interessen der „kleinen 
Leute“ oder der „deutschen Arbeiter“ 
darzustellen. Doch dieser soziale Lack 
ist dünn. Um wessen Interessen es wirk- 
lich geht, zeigen WERNER BAUMANN 
UND GEORG K. SCHMELZLE in ih- 
ren Beiträgen. Baumann beschäftigt sich 
mit den Gewerkschaften und ihrem Pro- 
test gegen die Sozialabbaupolitik der 
Bundesregierung: „Gegen wen eigent- 
lich protestieren deutsche Gewerk- 
schaftsführer? Sie selber waren es, die 
nahezu jeden standortschwächenden Un- 
sinn mitgemacht haben, und zwar aus 
ideologischer Überzeugung. Man war 
einverstanden mit dem Zuzug von Milli- 
onen Ausländern, die nicht nur mit den 
Einheimischen um Arbeitsplätze konkur- 
rieren, sondern auch die Sozialkassen 
weit überproportional belasten. Man 
wollte offene Grenzen, unternahm nichts 
gegen den epidemischen Asylmißbrauch, 
schaute dem Ausverkauf deutscher 
Unternehmen ans Ausland regungslos 
zu. Verpönt war bei deutschen Gewerk- 
schaftsführern und ihren Parteigenossen 
jeder nationale Denkansatz“. Der Präsi- 
dent des Deutschen Industrie- und Han- 
delskammertages Ludwig Georg Braun 
dagegen zeigt soziale Verantwortung und 
hat „in Hessen gerade für 150 Millionen 
Euro eine neue Produktionsstätte seines 
Medizin-Konzerns errichtet“. Doch wer 
die Gewerkschaften prügelt, meint meist 
die abhängig Beschäftigten und auch 
Baumann bestätigt diese Regel: „Eine 
deutliche Senkung der Steuern und Ab- 
gaben auch für deutsche Arbeitnehmer 
könnte Bruttolohnverzicht ermöglichen, 
bei gleichzeitiger Stärkung der Netto- 
kaufkraft...“. 

Schmelzles Thema ist eigentlich die 
Bildungspolitik, in der er für eine ver- 
stärkte Elitebildung („Die soziale Aus- 
richtung des Bafög fördert das Mittel- 
maß‘) eintritt. Aber auch er ist der Mei- 
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nung, die Beschäftigten müssten ver- 
zichten: „Nicht wenige deutsche Unter- 
nehmen verlagern ihre Produktionsstät- 
ten ins Ausland, weil dort disziplinierter 
und preiswerter gearbeitet wird.... Zu 
viele Deutsche fühlen sich immer noch 
zu ‚Höherem‘ geboren und sinnieren dar- 
über, wie sie mit noch weniger Einsatz 
noch mehr Ansprüche geltend machen 
können. Die Arbeitszeit wurde hierzu- 
lande unablässig verkürzt, der Urlaub 
stets und ständig verlängert. Auch bei 
Tarifverhandlungen stand selten das na- 
tionale Wohl im Vordergrund“. 

An der Machtergreifung der Nazis 
1933 waren die alliierten Sieger des Er- 
sten Weltkrieges schuld — meint Dr. 
FRITZ STENZEL. „Maßlosigkeit und 
Raffgier der Sieger hatten es fertigge- 
bracht, die Hitler-Bewegung innerhalb 
weniger Monate von einer Splitterpartei 
zur zweitstärksten Gruppierung im 
Reichstag anwachsen zu lassen.... Ein 
verzweifeltes Volk suchte Rettung aus 
nationaler Not — und wählte Hitler“. 

Das Beste zum Schluss: „Perserkätzle 
(Langhaar), klassische deutsche Linie, 
keine amerikanische Einzüchtung, nur 
im Haus liebevoll aufgezogen, geimpft, 
suchen ab Anfang Juli ein rechtes Zuhau- 
se. Unser Frauchen ist aktiv in der Deut- 
schen Partei...“ ri 


NPD klagt vor dem Bundes- 
verfassungsgericht 


Die NPD hat vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht eine Organklage gegen die 
5%-Klausel bei den Europawahlen ange- 
strengt. Es sei auf Dauer unvereinbar mit 
Rechtsstaatsprinzip, Demokratie, Chan- 
cengerechtigkeit und Chancengleichheit, 
wenn beispielsweise Belgien bereits mit 
13.458, Finnland mit 29.637, Italien mit 
155.751 und das am 1. Mai beigetretene 
Ungarn mit ca. 250.000 Stimmen einen 
Abgeordneten im Europaparlament stel- 
len, während dazu in Deutschland ca. 1,5 
Millionen Stimmen erforderlich sind. 
Sollte zur Europawahl am 13. Juni keine 
Änderung erfolgen, werde die NPD auf 
jeden Fall den Europäischen Gerichtshof 
anrufen.Das Bundesverfassungsgericht 
hat den Bundestag, den Bundesrat und 
das Bundeskanzleramt bis zum 21. Mai 
2004 zu einer Stellungnahme aufgefor- 
dert worden. 

„Die NPD rechnet mit Einzug ins Eu- 
ropaparlament“, verlautbart das Partei- 
präsidium jetzt schon. Da für die mit der 
NPD freundschaftlich verbundenen Par- 
teien im europäischen Ausland ebenfalls 
keine Sperrklausel gelte, werde zudem 
die British National Party (BNP) aus 
England, die Forza Nuova (FN) aus Ita- 
lien, die Falange Espaniola (FE) aus Spa- 
nien erstmalig mit im neu zu wählenden 
Europaparlament vertreten sein. Warten 
wir’s ab... 

Quelle: Pressemitteilungen der NPD W 


